
Mit ihrer „Wiesbadener Er-
klärung“ wollen die Sozial-
demokraten ihre neuerli-

che Kehrtwende dokumentieren.
Nach dem „Genossen der Bosse“
und der Liebe zur „neuen Mitte“
waren Schröders Mannen im ver-
gangenen Jahr fest ins Glied der Be-
tonköpfe des DGB zurückgekehrt.
Jetzt heißt es wiederum, man habe
den Mittelstand neu entdeckt und
wolle ihm nunmehr energisch unter
die Arme greifen.

Die einzelnen Maßnahmen hören
sich auf den ersten Blick vielver-
sprechend an – aber eben nur auf
den ersten. So sollen etwa Arbeits-
lose Zuschüsse vom Arbeitsamt er-
halten, wenn sie sich selbständig
machen wollen. Unternehmer, die
einen Arbeitslosen einstellen, sollen
von einer neu zu gründenden staat-
lichen Mittelstandsbank zinsverbil-
ligte Kredite erhalten usw. Ein gan-
zes Bündel spezieller Erleichte-
rungen und Förderungen sollen
„Ich-AGs“ und Neueinsteller unter-
stützen.

Der gesamte Mittelstand ächzt un-
ter ausufernder Bürokratie, unter
dem Gestrüpp von Steuer- und Ar-
beitsrecht, von unsinnigen Hygiene-
bestimmungen und anderen, von
niemandem mehr
recht zu durch-
schauenden Ge-
setzen und Vor-
schriften. Und na-
türlich unter der
hohen Steuerlast.
Doch statt end-
lich die misera-
blen Rahmenbedingungen durch
Lösen der Daumenschrauben und
Zuschütten der Fallgruben zu ver-
bessern, setzt die SPD erneut dar-
auf, von Staats wegen mit neuen
„Maßnahmen“ direkt auf unterneh-
merische Entscheidungen einzuwir-
ken. Dahinter steckt nichts weniger
als der alte sozialdemokratische Irr-
tum, daß der Staat letztlich doch der
beste Unternehmer sei.

All die neuen Initiativen sind na-
türlich nicht mit weniger, sondern

nur mit mehr Bürokratie zu bewerk-
stelligen. Es muß beantragt, geprüft,
genehmigt werden. Gewinner wer-
den die sein, die sich am geschickte-
sten im Förderungswirrwarr bewäh-
ren. Subventionsmißbrauch wird
kaum zu vermeiden sein.

All das hatten wir schon und wis-
sen daher um die langfristigen Fehl-
entwicklungen (eigentlich) bestens
Bescheid. 1990 empfahlen Wirt-
schaftwissenschaftler, Investoren
und bestehenden Firmen in der
untergegangenen DDR für fünf Jahre
ganz die Steuern zu erlassen und für
weitere fünf nur die Hälfte zu be-
rechnen. Darüber hinaus sollte per
Rückgabe der enteigneten Betriebe
schnell der (alte) neue Mittelstand
auf Touren gebracht werden. Solche
sehr simplen Maßnahmen haben in
anderen Länder beträchtlichen Er-
folg gehabt (siehe Kommentar).

Beides verwarfen die Verantwort-
lichen der Regierung Kohl aus
unterschiedlichen Gründen. Statt
dessen überzogen sie die „neuen
Bundesländer“ mit einem Wust aus
300 verschiedenen Fördermaßnah-
men. Folge: Die Kosten explodier-
ten, der Subventionsmißbrauch flo-
riert bis heute, die wirtschaftliche
Entwicklung blieb weit hinter den

Möglichkeiten zu-
rück. Daß die
Union nunmehr
dem aufgewärm-
ten Dirigismus
der SPD mit ver-
haltener Zustim-
mung begegnet,
deutet darauf hin,

daß auch hier aus den alten Fehlern
wenig gelernt wurde. 

Mag mancher Mittelständler Nut-
zen ziehen aus den Wiesbadener
Vorschlägen. In der Masse rufen die
Klein- und Mittelbetriebe keines-
wegs nach mehr Fördermaßnah-
men. Der Tenor aus den Firmen lau-
tet vielmehr einhellig: Laßt uns
endlich arbeiten, befreit uns von
Regulierungswahn und Steuer-
schraube. Der Staat ist nicht der
bessere Unternehmer, er wird dafür

bezahlt, der Wirtschaft die best-
möglichen Rahmenbedingungen zu
schaffen. Die Steuerschraube könnte
– bizarrerweise durch den jüngsten
SPD-Vorschlag weiter gepuscht –
bald noch fester gezogen werden.
Die vorgesehene Grenze der Neu-
verschuldung ist nicht einzuhalten,
soviel steht fest. Das hat mittlerwei-
le sogar die Regierung eingeräumt.
Die Fraktionschefs von SPD und
Grünen, Müntefering und Sager, ha-
ben daher bereits angekündigt, daß
man auch auf der „Einnahmeseite“
des Staates etwas machen müsse.
Sprich: Die nächste Steuererhöhung
ist bereits ins Auge gefaßt.

Die Einnahmen der öffentlichen
Hand reichen also wieder mal
nicht? Ein schlechter Witz ist das:
Die Staatsquote beträgt bereits 50
Prozent, d. h. von jedem in Deutsch-
land erwirtschafteten Euro gehen
fünfzig Cent an die öffentliche
Hand. Und die kommt damit immer
noch nicht aus, macht Schulden und
fordert von den Bürgern mehr, mehr
und nochmals mehr. �

DER ALTE IRRTUM DER SPD 
Warum Schröders Mittelstands-Offensive scheitern wird / Von Hans HECKEL

Es ist schon auffällig: Von Zeit zu
Zeit, etwa im Abstand von ein

bis zwei Monaten, kommen aus
Nordkorea Details über die Nuklear-
fähigkeit dieser Diktatur. Man ver-
mutet, daß das Land mit dem
psychopathischen Diktator Kim
Jong Il über zwei Atombomben ver-
fügt, genug, um die Millionenstädte
Seoul oder Tokio einzuäschern.
Zuerst wurden die Inspektoren der
Atomkontrollbehörde aus dem Land
verwiesen, dann stieg man selber
aus dem Atomwaffensperrvertrag
aus, und jetzt verlangt die kommu-
nistische Diktatur von den USA ei-
nen Gewaltverzicht, also freie Hand
bei der Erpressung der Nachbar-
schaft. Entweder ist die Lage bei der
Energieversorgung wirklich so ver-
zweifelt, daß Pjöngjang mit der Re-
aktivierung des Atommeilers von

Jongbyon und dem Pokerspiel mit
seinem Nuklearprogramm mehr Öl
und Nahrungsmittel erpressen will,
oder die steinzeitkommunistische
Diktatur ist größenwahnsinnig ge-
worden. 

Nordkorea hungert. Und das seit
Jahren. Wer aus dem isolierten Land
herauskommt, berichtet von unter-
ernährten Kindern, militarisierten
Schulen und einer Funktionärs-
kaste, die den Schweinen in Orwells
„Farm der Tiere“ gleicht. Die Welt
war bereit zu helfen. Amerika liefe-
Rohöl gegen die Zusicherung, daß
das Nuklearprogramm eingestellt
würde. Das lief ein paar Jahre gut,
bis Pjöngjang im Herbst 2002 zugab,

PJÖNGJANGS POLIT-POKER
Jürgen LIMINSKI über die Nordkorea-Krise

Es lohnt sich, ab und zu auch
einmal über den eigenen Tel-

lerrand zu blicken – wie gehen
die Nachbarn mit Krisen um?
Unsere Nachbarn im Westen
hatten in den letzten Jahren mit
ähnlichen Problemen zu kämp-
fen wie wir: lahmende Konjunk-
tur, hohe Arbeitslosigkeit, Plei-
tewelle. Die Katastrophe traf
vor allem den Mittelstand, dies-
seits wie jenseits des Rheins die
tragende Säule des Wirtschafts-
lebens. Auch die Ursachen sind
durchaus vergleichbar: zum ge-
ringeren Teil die Weltwirtschaft,
zum größeren Teil hausgemach-
te politische Fehler. 

Aber die Franzosen reagierten
völlig anders als die Deutschen.
In Berlin wird kräftig an der
Steuer- und Abgabenfront ge-
dreht, werden bürokratische
Hemmschuhe zwar in Sonntags-
reden beklagt, im politischen
Alltag aber nicht abgebaut, son-
dern durch immer neue Pro-
gramme und Reglementierun-
gen „perfektioniert“. In Paris
hingegen legte man nur ein ein-
ziges neues Programm auf, mit
dem simplen Namen „Steuer-
senkung“. Für jeden Bürger, der
in Haus und Hof investiert – sei
es eine neue Heizung, ein mo-
derneres Bad oder eine Einbau-
küche –, wurde der Mehrwert-
steuersatz von 19,6 auf 5,5
Prozent reduziert. Der Kunde
unterschreibt beim Händler
oder Handwerker ein Formular
– das ist schon alles an Bürokra-
tie. Folge: Die Pleitewelle im
Mittelstand ist gestoppt, bei
größeren Renovierungsaufträ-
gen muß man sich auf längere
Wartezeiten und Lieferfristen
einstellen. So einfach kann
Mittelstandspolitik sein – für
deutsche Bürokraten vielleicht
zu einfach? H. J. Mahlitz
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Handy und Klamotten –
Kinder im Konsumrausch

Trotz Wirtschaftsflaute, Arbeitslosig-
keit und Teuro: Deutschlands 
Jugend „schwimmt im Geld“. Nach
jüngsten Untersuchungen ver-
fügen die 13- bis 17jährigen über
eine Kaufkraft von jährlich rund
7,5 Milliarden Euro; vorzugsweise
geben sie das Geld für Kleidung 
und Schuhe, Handy-Geplapper und
SMS aus. Nun aber wird denen, 
die für das üppige Taschengeld auf-
kommen müssen, vor allem den 
Eltern, das Geld knapp – eine 
völlig neue Situation, auf welche 
die meisten Kinder und Jugend-
lichen überhaupt nicht vorbereitet
sind. (Lesen Sie dazu auch 
den Leitartikel auf Seite 2.)

Foto: keystone

Fortsetzung auf Seite 2

DIESE WOCHE:
Politik

TASCHENPFÄNDUNG

Am Rande des Prozesses um das
Brandunglück von Kaprun kam es
zu einem ungewöhnlichen Vorfall:
Bei dem als Zuschauer anwesenden
US-Anwalt Ed Fagan wurde un-
mittelbar im Salzburger Gerichtsge-
bäude eine „Taschenpfändung“ vor-
genommen. Veranlaßt hatte dies ein
Linzer Rechtsanwalt wegen einer
ausstehenden Honorarforderung von
knapp 5.000 Euro. Vor laufender Ka-
mera mußte Fagan die in seiner
Brieftasche befindlichen Geldschei-
ne sowie seine Armbanduhr dem Ge-
richtsvollzieher aushändigen. RRGGKK

Kultur

BEAMTER ALS DICHTER

Joseph von Eichendorff hat noch
heute eine große Lesergemeinde.
Selbst in Japan liest man seine Wer-
ke. Wer denkt dabei schon daran,
daß Eichendorff als preußischer Be-
amter in Danzig, Königsberg und
Berlin wirkte? In der ostpreußischen
Hauptstadt entstand sein wohl be-
kanntestes Werk „Aus dem Leben ei-
nes Taugenichts“. Mehr über den Be-
amten als Dichter auf  SSeeiittee 1122

Geschichte

DER »SPECKPATER«

Der heute 90jährige Werenfried van
Straaten galt anfangs nicht als mu-
stergültiger Pater. Als aber seine ost-
deutschen Amtskollegen nach Flucht
und Vertreibung in Not gerieten, rief
er die Ostpriesterhilfe ins Leben und
die niederländische Bevölkerung zu
Speckspenden auf. SSeeiittee 1133

Preußische Zeitung

DENK ICH AN DEUTSCHLAND

Die dieser Ausgabe beiliegende
Preußische Zeitung enthält unter an-
derem einen Artikel von Lienhard
Schmidt über seine Kindheit im ost-
preußischen Deutsch Eylau sowie
Meinhard von Ows Bericht über das
derzeitige Wirken eines der umstrit-
tenen Macher der Wehrmachtaus-
stellung. SSeeiittee II--IIVV

STATT ZU ENTLASTEN,
WIRD AUF NOCH MEHR

BÜROKRATIE GESETZT
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Am Beispiel der FDP wird einem
unsere schnellebige Zeit ganz

besonders bewußt. Nur ein Jahr ist
es her, als diese Partei zu einem Hö-
henflug ansetzte, der sie als „Volks-
partei“ auf Augenhöhe mit den bei-
den anderen, Union und SPD,
bringen sollte. Heraus aus der
Klientel-Ecke einer bloßen Interes-
senvertreterin der „Besserverdie-
nenden“, vorwärts zu neuen Ufern
mit der Meßlatte zweistelliger Wahl-
ergebnisse, hieß die Devise. 

Zwei Jahre Parteivorsitz von Gui-
do Westerwelle untermauerten die
Hochstimmung. Nachdem die Libe-
ralen unter dem allzu nüchternen
und auch eher farblosen Vorgänger
Wolfgang Gerhardt aus fast allen
Landtagen geflogen waren und, wie
schon so manches Mal in ihrer Ge-
schichte, auch im Bund an der Fünf-
Prozent-Hürde zu scheitern droh-
ten, schien sich der Wechsel zu
Westerwelle auszuzahlen: Mit Zu-
wachsraten von drei bis über fünf
Prozentpunkten kehrte sie in fast al-
le Landtage zurück, verteidigte in
Baden-Württemberg und Rhein-
land-Pfalz ihre Regierungsbeteili-
gungen und hielt sie, trotz widriger
Umstände und innerparteilicher
Querelen, in Hessen. 

Mit Westerwelle schien der Gene-
rationswechsel gelungen, der Makel
einer gar zu biederen Honoratioren-
partei abgelegt. Westerwelle selber,

ein agiler Alleskönner, brillanter
Redner, kaum weniger schlagfertig
als der Medienstar Gerhard Schrö-
der, präsentierte sich überall als der
liberale Spitzenmann schlechthin.
Die Schwätz- und Spaßgesellschaft
des für jedwede Mätzchen aufnah-
mebereiten Fernsehens honorierte
das. Und er hatte dabei zwei hervor-
ragende Assistenten: die neue Ge-
neralsekretärin Cornelia Pieper,
sympathische Ausstrahlung, eben-
falls redegewandt, dazu eine Er-
folgsfrau aus dem Osten – und nicht
zu vergessen den liberalen „Hans
Dampf in allen Gassen“, Jürgen W.
Möllemann. Hatte dieser doch gera-
de den größten, aber erfolglosen
und zerstrittenen Landesverband
Nordrhein-Westfalen wieder auf
Vordermann gebracht und schickte
sich an, ihn gar zu einem möglichen
Koalitionspartner der dort (noch)
mit den Grünen regierenden SPD zu
machen.

Möllemann war es vor allem, der
zuerst Westerwelle und dann mit
ihm und über ihn die FDP zu jenem
Höhenflug mitriß, der die Liberalen
fast über das ganze vorige Jahr hin-
weg beflügelt hatte. Grundidee war,
daß eine liberale Partei doch be-
sonders in dem weder konfessionell
noch gewerkschaftlich außerge-
wöhnlich geprägten Deutschland
eine „Volkspartei“ werden könne
oder es doch werden sollte. So
schaukelten sie sich hoch zu dem
Wahlziel „18“, was hieß, mindestens
18 Prozent Wählerstimmen holen
zu wollen und ihren Spitzenkandi-
daten wie bei den Großen „Kanzler-
kandidat“ zu nennen. Westerwelle
verkündete selbstbewußt, er traue
sich zu, Deutschland zu regieren. 

Grundsätzlich ist es einer demo-
kratischen Partei unbenommen, mit
dem Ziel, Volks- und erste Regie-
rungspartei werden zu wollen, an-
zutreten. Dies aber nun fast aus-
schließlich mit dem Mätzchen der
„18“ unter den Schuhsohlen, „Gui-
do-Mobil“,  Fallschirmsprüngen und
anderen Lappalien der Spaßgesell-
schaft erreichen zu wollen, mußte
als Schuß nach hinten losgehen. Da
war der peinliche Mißgriff Mölle-
manns mit dem antiisraelischen
Faltblatt nur noch das berühmte
„Eins-Zuviel“, nicht viel schlimmer
einzuschätzen als die antiamerika-
nischen Ausfälle des Kanzlers und
einiger seiner Genossen. Auf jeden
Fall hat das die FDP weit hinter ih-
ren Wahlkampf-Start von vor einem
Jahr zurückgeworfen.

Ihr traditionelles Dreikönigstref-
fen in Stuttgart hat da nicht viel re-
parieren können. Angesichts der be-
vorstehenden Landtagswahlen in
Niedersachsen und Hessen war
Burgfrieden angesagt. Westerwelle
hat seine Position behauptet, ohne
sie zu festigen. Der Streit mit Mölle-
mann schwelt weiter, neuer um Ge-
neralsekretärin Pieper zeichnet sich
ab. Niemand wagt vorauszusagen,
wie es in und mit der FDP nach den
Landtagswahlen weitergeht. Als kal-
kulierbarer Faktor in der Bundes-
politik wird sie vorerst nicht gehan-
delt. Das ist auch nicht nötig.
Zunächst sieht alles danach aus, daß
sich Rot-Grün wie gehabt weiter
über die vielen Klippen der deut-
schen Politik wurstelt. 2003 droht
zu einem weiteren verlorenen Jahr
zu werden. Bei allem Aktionismus,
der von der Koalition wie von der
Union mit Strategiepapieren, Punk-
te-Programmen und den vielen Ein-
zelvorschlägen ins neue Jahr getra-
gen wurde, war von der FDP nur
Nabelschau und Wundenlecken zu
vernehmen. Sie wird wohl noch
geraume Zeit zur Regeneration
brauchen. �
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Mitten in die täglichen Horrormeldungen vom
Teuro, von der Massenarbeitslosigkeit, von

steigenden Sozial- und Steuerlasten und sinkenden
Realeinkommen platzt diese Mitteilung wie eine
Nachricht aus einer fernen, fremden Welt: Deutsch-
lands Jugend wird immer reicher, gibt mehr Geld
aus als je zuvor. Im Jahr 2002 verfügten die 13- bis
17jährigen insgesamt über eine Kaufkraft von sage
und schreibe 7,5 Milliarden Euro, pro Kopf fast
1.500 Euro! Allein das regelmäßig von den El-
tern gezahlte Taschengeld macht durchschnittlich
40 Euro im Monat, also fast 500 Euro im Jahr aus. 

Annähernd dieselbe Summe kassieren die 4,7
Millionen Heranwachsenden bei besonderen Ge-
legenheiten wie Geburtstag oder Weihnachten
von Eltern, Großeltern usw. Und jeder dritte will
sich auch mit diesen 1.000 Euro im Jahr nicht be-
scheiden: Mit allen möglichen Jobs, vom Rasen-
mähen bis zum Zeitungaustragen, verdienen sich
1,5 Millionen Kinder und Jugendliche durch-
schnittlich 90 Euro im Monat hinzu. 

Und wofür gibt unser Nachwuchs sein vieles
Geld aus? 210 Millionen Euro pro Monat für Klei-
dung, weitere 100 Millionen für modisches
Schuhwerk, 72 Millionen fürs Handy, 41 Millio-
nen für Musik-Konserven. Erst ganz unten auf
der Liste tauchen die Schulsachen auf; sie sind
gerade mal 11,7 Millionen wert, ein Viertel der
Aufwendungen für Kino und Konzerte.

Diese Zahlen scheinen das Bild einer verwöhn-
ten und verhätschelten, oberflächlich und sorg-
los in den Tag hineinlebenden Spaß-Generation
zu bestätigen. Die Älteren halten diesen jungen
Leuten gern entgegen: „Wir haben damals nur
zehn Pfennig in der Woche bekommen!“

Das stimmt zwar, aber es ist nur ein Teil der
Wahrheit. Zu den Kindheitsprägungen der El-
tern- und Großelterngeneration gehört eine
Menge mehr. Zum Beispiel: Vor einem halben
Jahrhundert konnte man sich für diese legendä-
ren zehn Pfennig noch manches kindliche Ver-
gnügen leisten, das heute nicht einmal mehr für
einen Euro zu haben ist – wer mit den lieben
Kleinen nachmittags auf den Hamburger Dom,
das Münchner Oktoberfest oder die Cannstatter
Wasen geht, weiß, worum es geht. Ferner: In den
Nachkriegs- und Aufbaujahren hatten die Eltern
und Großeltern selber nichts – wovon hätten sie
üppiges Taschengeld zahlen sollen? Und schließ-
lich: Es gab damals noch nicht diese  hemmungs-
lose, immer aggressivere Werbung, die sich be-
sonders intensiv an Kinder und Jugendliche
wendet – die Milliardenkaufkraft in ihren Hän-
den signalisiert letztlich, daß hier eine ganze Ge-
neration zu Opfern eines gigantischen Konsum-
terrors wurde. 

Das Argument, man solle doch dem mittelstän-
dischen Einzelhandel nicht auch noch diese letz-
te Umsatz-Bastion nehmen, geht an der Sache
vorbei: Der allergrößte Teil dieser 7,5 Milliarden
Euro landet in den Kassen internationaler Groß-
konzerne und global tätiger Handelsketten.

Im Prinzip ist gegen den jugendlichen Reich-
tum nichts einzuwenden – solange genug Geld
da ist, soll doch auch der Nachwuchs was davon
haben! Nun aber wird das Geld knapper, die El-
tern können nicht mehr jeden Wunsch erfüllen,
noch bevor er ausgesprochen ist. Woher aber soll
diese Jugend wissen, wie man auch mit etwas
weniger auskommt, daß man nicht alles haben
kann, ohne zu fragen, was das kostet. Wer hat
ihr je vermittelt, daß der Euro erstens nicht mehr
so locker sitzt und zweitens nicht automatisch
zum Erwerb bleibender Werte führt.

Statt über „die“ Jugend zu lamentieren, sollten
wir Älteren selbstkritisch nach eigenen Versäum-
nissen fragen. Denn für Erziehung und Werte-
vermittlung im weitesten Sinne – auch wenn es
um  die Finanzen geht – sind nicht die Kinder,
sondern die Eltern verantwortlich.

Hans-Jürgen Mahlitz:

Reiche Jugend –
arme Jugend?
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ein geheimes Nuklearprogramm zu
unterhalten. Jetzt tut es das sogar
ganz offen. 

Die Situation ist krisenreif. Und
wie bei jeder Krise gibt es ein Zeit-
fenster. Im Fall Nordkorea beträgt es
etwa ein Jahr. Dann könnte, falls
nichts geschieht, Pjöngjang die
Brennstäbe aus dem reaktivierten
Atommeiler bearbeitet, militärisch
nutzbares Plutonium gewonnen ha-
ben und über eine industrielle An-
lage für Atombomben verfügen. 

Es gibt zusätzlich noch zwei wei-
tere Reaktoren mit ungleich höhe-
ren Kapazitäten. Wenn sie erst ein-
mal funktionieren, wird die Diktatur
in zwei Jahren mehr als fünfzig
Atombomben bauen können. 

Die für ein abschreckungsfähiges
Nuklearprogramm benötigten Trä-
gerraketen haben die Nordkoreaner
zur Genüge. Sie exportieren sie so-
gar, ebenfalls schon seit Jahren, vor
allem in den Nahen Osten. Das letz-

te Beispiel ist noch in frischer Erin-
nerung. Scud-Raketen, mit denen
chemische, biologische und nuklea-
re Bomben über einige hundert Ki-
lometer ins Ziel getragen werden
können und von denen jüngst ein
Dutzend in den Jemen exportiert
wurde, hätten genauso gut nach
Bagdad oder Damaskus unterwegs
sein können. 

Sowohl Syrien als auch der Irak
und der Iran sind in den letzten Jah-
ren von Nordkorea mit Raketen be-

liefert worden. Alle vier Länder ste-
hen auf der Liste der sogenannten
„Schurkenstaaten“, also Staaten mit
ausgeprägten Sympathien für den
internationalen Terrorismus und mit
Regierungen, die von Menschen-
rechten ziemlich wenig halten.

Die Krise muß also innerhalb des
nächsten Jahres gelöst werden. Ent-
weder man kommt zu der Vereinba-
rung von 1994 zurück, oder das Jahr
2003 erlebt genau ein halbes Jahr-
hundert nach dem Korea-Krieg eine
Zuspitzung mit ungewissem Aus-
gang. 

Heute ist die Lage freilich anders
als vor fünfzig Jahren. Diesmal hat
China ein Interesse daran, den Kri-
senherd einzudämmen. Nordkorea
gehört zu Pekings Einflußgebiet. Die
Chinesen würden ihre internationa-
le Glaubwürdigkeit, auf die sie sich
einiges einbilden, riskieren, was
auch wirtschaftliche Folgen haben
könnte. Schon jetzt ist Washington
mißtrauisch geworden, weil ein Teil
des nuklearen Know-hows der
Nordkoreaner und insbesondere die
Fertigkeiten beim Raketenbau aus
China kamen. 

Hinzu kommt der Argwohn, daß
Peking nicht nur Pjöngjang, sondern
auch Kairo mit Raketentechnologie
bedient, vielleicht sogar mit Kennt-
nissen im Nuklearbereich. Auf jeden
Fall hat man in Washington sehr ge-
nau registriert, daß der ägyptische
Präsident Mubarak die Zusammen-
arbeit mit China forciert und Ver-
öffentlichungen über die Absicht
Kairos, die Bombe zu bauen, nicht
dementiert hat. Diese Veröffentli-
chungen waren über die westlichen
Geheimdienste in größeren Zeitun-
gen lanciert worden – eine Art Test
für Mubarak. 

Auch die Russen sind an einer un-
kalkulierbaren Krise im asiatischen
Nachbarschaftsraum nicht interes-
siert. Auf der Halbinsel Kamchatka

unterhalten sie Basen für Atom-U-
Boote, die im Radius der nordkorea-
nischen Raketen liegen. Diese U-
Boote sind für Moskau das letzte
Mittel, um geostrategisch mit Ame-
rika Schritt zu halten. Denn mit dem
Bau eines weltraumgestützten Rake-
tenabwehrsystems läuft Amerika
der Welt sicherheitspolitisch davon,
das einzige Gegenmittel wären ato-
mar bestückte modernste Untersee-
kreuzer, die von Satelliten nicht er-
faßt werden und sich auch unter
Wasser so leise fortbewegen, daß sie

nicht geortet werden können. In den
Bau dieser U-Boot-Flotte investiert
Moskau auch unter Putin erhebli-
che Mittel. Das will man sich durch
einen Randstaat wie Nordkorea
nicht gefährden lassen. 

Mehr noch als die Amerikaner
dürften sich die beiden Nuklear-
Großmächte China und Rußland im
neuen Jahr also der Entwicklung auf
der koreanischen Halbinsel anneh-
men. Schon um Washington seine
weltpolitischen Grenzen zu markie-
ren. Moskau und Peking sind da
nicht zimperlich. 

Für die Europäer ist das allerdings
kein Grund, sich gelassen zurückzu-
lehnen. Die Krisenlöser werden sich
ihre Dienste honorieren lassen.
Denn wenn die Krise als Pokerspiel
endet, wird irgend jemand das Öl
und die Nahrungsmittel für Nord-
korea bezahlen müssen. �

PJÖNGJANGS POLIT-POKER …
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50 ATOMBOMBEN BAUEN
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NORDKOREA EINMISCHEN
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Gesundheit ist „in“. Es ist,
neben Rente und Familie,
das große innenpolitische

Thema dieser Wochen. Das liegt
nicht nur an der Unsicherheit
über die Finanzierung des Ge-
sundheitssystems, sondern auch
an einer Mentalität, die sich
in den letzten Jahrzehnten ent-
wickelt hat und Gesundheit zum
„höchsten Gut“ des Menschen
hochstilisiert. Der Bestsellerautor
und Psychotherapeut Manfred
Lütz hat seinem Buch „Lebens-
lust. Wider die Diät-Sadisten, den
Gesundheitswahn und den Fit-
neß-Kult“ ein Wort von Platon
vorangestellt. Es lautet: „Die stän-
dige Sorge um die Gesundheit ist
auch eine Krankheit“. Diese
Krankheit behandelt er in seinem
Buch. 

In einem Gespräch mit dieser
Zeitung beschreibt er die Diagno-
se und analysiert die Symptome
mit Blick auf gesellschaftliche
Trends. 

Lütz hält Deutschland im Sinne
Platons für ein krankes Land. Sein
Eindruck sei, daß „die Deutschen
sich in einer Weise Sorgen um die
Gesundheit machen, die völlig
überzogen sind. Jede Geburtstags-
rede über 65 hat mit Sicherheit
den Satz: ,Gesundheit ist unser
höchstes Gut.‘ Dabei ist das philo-
sophisch völliger Unsinn. Ge-
sundheit ist in der gesamten
philosophischen Tradition des
Abendlandes und des Morgenlan-
des niemals das höchste Gut ge-
wesen.“ Wenn es ein höchstes Gut
gegeben habe, dann die Einheit
von Heiligkeit und Glückseligkeit
oder ganz allgemein Gott. Aber
heute gelte Gesundheit als höch-
stes Gut, und deshalb seien „die
Leute von morgens bis abends mit
diesen Fragen beschäftigt, laufen
zum Arzt, zum Therapeuten. Es
gibt einen schlimmen Spruch, der
heißt: ,Gesund ist ein Mensch, der
nicht ausreichend untersucht
wurde.‘ Also: Je mehr Untersu-
chungen man macht, desto mehr
pathologische Werte bekommt
man mit. Es gibt Menschen, die
von morgens bis abends nicht
mehr leben, sondern nur noch
vorbeugend leben und dann ge-
sund sterben“.

Aber das gilt nicht nur für
Deutschland. In seinem Buch
stellt der Chefarzt einer Nerven-
klinik bei Köln Gesundheit dar als
neue Weltreligion. Er beschreibt
auch die neuen Kultformen. „Von
der Prozessionstradition zur
Chefarztvisite“ heißt ein Unterka-
pitel. Ferner nimmt er die moder-
nen Bußübungen aufs Korn. Es
geht auch um Schönheit, Sex und
Tod im Sonderangebot, um das
Krankenhaus als Kathedrale des
20. und wahrscheinlich auch des
21. Jahrhunderts. Die Pa-
rallelen sind erstaunlich.
Der hauptberuflich als
Arzt für Psychiatrie täti-
ge Autor hat auch Theo-
logie studiert. Für ihn ist
der Gesundheitswahn
ein moderner Religions-
ersatz, so wie vor 200
Jahren etwa die Vernunft die Reli-
gion ersetzen sollte. Die Men-
schen glaubten „nicht mehr an
Gott, aber an die Gesundheit“.
Der Deutsche Fitneß-Studio-Ver-
band beziffere die Zahl seiner
Mitglieder für das Jahr 2000 auf
4,59 Millionen. Im gleichen Jahr
2000 seien noch 4,42 Millionen
Deutsche in den katholischen
Sonntagsgottesdienst gegangen,
„also das Jahr 2000 ist ein Wende-
punkt. Die Gesundheitsreligion

hat sozusagen die Macht über-
nommen und ich glaube in der
Tat, daß alle Formen der religiö-
sen Tradition inzwischen im Ge-
sundheitswesen angelangt sind.“ 

Lütz nennt konkret die Wall-
fahrtstradition: „Die Leute aus
Hannover fahren nach München,
um sich dort operieren zu lassen,
und wegen der gleichen Opera-
tion fährt man aus München nach
Hannover – je weiter weg, desto
mehr Heilserwartung ist damit
verbunden.“ Auch Schuld gebe es
eigentlich nur noch im Gesund-
heitsbereich. „Der Begriff Sünde
erscheint im Deutschen eigentlich
nur noch im Zusammenhang mit
Sahnetorte. Also Sünde, das ist ei-
ne Ernährungssünde oder etwas
ähnliches, oder man hat nicht ge-
nügend auf dem Fitneßpfad zuge-
bracht.“

Auch Blasphemie ortet man
weitgehend „nur noch im Ge-
sundheitsbereich. Sie können
heute die größten Albernheiten
über Jesus Christus erzählen, aber
bei der Gesundheit: Da hört der
Spaß auf. Das ist die einzige sati-

refreie Zone in unserer Gesell-
schaft und deswegen habe ich in
meinem Buch versucht, diesen
Bereich mal zu betreten. Ich glau-
be, daß man der mächtigsten Reli-
gion aller Zeiten – für die ich die
Gesundheitsreligion in der Tat
halte, auch für die teuerste Reli-
gion aller Zeiten – mit Satire zu-
nächst einmal begegnen muß, und
es gibt inzwischen auch schon ei-
nen Fundamentalismus dieser Ge-
sundheitsreligion: Das ist die

Ethik des Heilens, die neuerdings
erfunden wurde. Das bedeutet,
wenn sie heilen, irgendwen hei-
len, können sie dafür alles ma-
chen. Sie können kleine Kinder
töten. Denn heilen, das ist ein ab-
solutes Ziel, und wer dagegen re-
det, gilt als zynisch.“

Die teuerste Religion aller Zei-
ten ist Gegenstand heftiger Dis-
kussionen und Proteste in
Deutschland. Allerdings gehe
man nicht zum Kern. Der sei die
überhöhte Heilserwartung an die
Funktionäre des Gesundheits-
wahns. Die politischen
Konsequenzen aus die-
sen Erwartungen wolle
aber keiner ziehen,
„denn weil dieser Be-
reich geradezu sakral
aufgewertet wird, weil
der Gesundheitsbegriff
religiös aufgeladen ist,
traut sich im Grunde kein Politi-
ker mehr, die Pfade der ,political
correctness‘ in diesem Bereich zu
verlassen. Jeder muß sagen, daß
Gesundheit selbstverständlich das
höchste Gut ist und daß aller Ein-
satz dazu aufgewandt werden

muß, um jedem Einzel-
nen maximale Gesund-
heit zu sichern. Jedem
Kenner der Lage ist be-
kannt, daß das jetzt schon
nicht möglich ist  – aber
man darf es nicht sagen.
Und das ist sehr gefähr-
lich.“ Das Gesundheitssy-

stem insgesamt verschlinge be-
reits mehr Geld als der ganze
Bundeshaushalt. Und dennoch
gebe es niemanden, der diesen
gewaltigen Tanker steuern könne.
Sobald man steuere, „muß man ja
abwägen, muß man sagen: Kön-
nen wir da mal etwas weniger
ausgeben? Und da beginnt die Ta-
buzone, denn wer sich hier vor-
wagt, riskiert seine Wählbarkeit.
Das sind gravierende politische
Konsequenzen.“ Deshalb hat das

Buch des Fachmanns auch schon
viele Reaktionen bei Krankenkas-
sen und Ärzteverbänden ausge-
löst. 

Gesundheitswahn und Fitneß-
kult – auf diese Diagnose des so-
zialkritischen Beobachters folgt
die Therapie des Arztes, um wie-
der Lust am Leben zu gewinnen.
Die Therapie beginnt mit der
Wahrheit, mit dem Aussprechen
von Wahrheiten.  Er versuche das
„mit Satire, aber auch mit Kritik
an dieser Entwicklung. Wenn
Bestseller heißen ,Young forever‘

(für immer jung), dann ist das ja
gelogen – das ist ganz klar –, denn
jeder weiß, daß auch dieser Autor
sterben wird. Vielleicht gesund,
aber er wird sterben. Das heißt,
wir müssen von der großen Lüge
in diesem Bereich endlich zur
Wahrheit kommen. Die ist ein-
fach: Es geht um die Begrenztheit
des Lebens – und das ist eigent-
lich die Weisheit aller Völker im-
mer gewesen: im Bewußtsein der
Grenzen des Lebens jeden Tag be-
wußt leben. Ein Kapitel des Bu-
ches heißt ,Sterben und Tod als
Würze des Lebens – oder was ein
pompejianisches Bordell mit dem
heiligen Hieronymus verbindet‘.
Das ist sicher erklärungsbedürf-
tig: In einem pompejianischen
Bordell sind Totenmasken an der
Wand, die sagen sollen: Lebe je-
den Tag intensiv. Und der Toten-
schädel auf dem Tisch des heili-
gen Hieronymus heißt im Grunde
das gleiche: Lebe jeden Tag sehr
bewußt. Natürlich nicht im Bor-
dell. Aber das bewußte Leben je-
des Moments, das ist eigentlich

das, was die Alten Muße nannten,
das heißt daß man Zeit ganz in-
tensiv erlebt.“ Das sei zum Bei-
spiel in der sinnlichen barocken
christlichen Tradition sehr an-
schaulich dargestellt. Da komme
immer wieder der Schnittertod
vor, nicht als Auslöser einer De-
pression, sondern als Aufforde-
rung zu einem vitalen Leben. 

Das habe ganz konkrete Folgen
für den persönlichen Bereich.
„Darum geht es in dem Buch auch
um eine ganzheitliche Art von
Spiritualität, die man dann leben
kann, wenn man sich nicht von
morgens bis abends nur um etwas
kümmert, was man im letzten, in
dieser Absolutheit, gar nicht er-
reichen kann.“ Spiritualität gehö-
re insofern mit zur Gesundheit.
Genau genommen, so Lütz, „ist
Gesundheit gar nicht so wichtig.
Ich glaube, Gesundheit ist relativ
wichtig. Sie ist ein hohes Gut,
aber wenn man sich übermäßig –
und das gilt für alle Güter –, wenn
man sich übermäßig nur mit der
leiblichen Gesundheit beschäftigt,
kann man sich gar nicht mehr mit
Spiritualität, mit dem eigentlichen
Glück, mit der Lust am Leben in
jedem Moment, wirklich beschäf-
tigen.“ 

Insofern, folgert der Autor,
„stehlen diese Fitneß-Apostel den
Menschen auch ihr Leben, wenn
man nur noch vorbeugend lebt
und gar nicht mehr zum wirk-
lichen Leben kommt“. Eine gewis-
se Ehrlichkeit gebe es allerdings
doch. Man sage immer wieder:
„fit for fun“. Das heiße ja, man
mache sich fit, um anschließend
Spaß zu haben, „aber die meisten
Leute, die ich kenne, haben gar
keine Zeit mehr, um anschließend
Spaß zu haben, weil sie völlig fer-
tig sind von dem, was sie alles für
die Fitneß getan haben“.

Lütz will sein Plädoyer für die
Muße nicht mißverstanden wis-
sen. Er plädiere hier nicht für
mehr Faulheit. Aristoteles habe
gesagt: „Wir arbeiten, um Muße zu
haben.“ „Also man muß auch ar-
beiten, damit man dann Muße ha-
ben kann, insofern nicht durchge-
hende Faulheit. Und Faulheit

würde ja auch bedeuten,
daß man einfach nur Lan-
geweile hat. Muße ist et-
was Intensives. Es ist et-
was, was Freude bereitet,
was auch Spaß mit sich
bringt und das Leben far-
biger und geschmackvol-
ler macht. Und darum

geht es. Nicht um einfaches Sich-
hinlegen vor der Glotze oder sich
von der Sonne bescheinen lassen.
Das wäre zu wenig.“

An wen richtet sich das Buch?
Wer sollte, wer muß es lesen?
Darauf der Autor: „Das Buch ist
geschrieben für Fitneßstudio-Mit-
glieder, aber für die Sorte, die ei-
nen gewissen Sinn für Humor hat
und die auch Lust hat, etwas
nachdenklich zu werden über
das, was am Ende des Fitneßpfads
hinaus auf sie wartet. Und es ist
natürlich geschrieben für 75
Millionen Deutsche, die noch
nicht Mitglied eines Fitneßstudios
sind – als Ermutigung zum
Durchhalten.“ �

KÖRPER GESUND – SEELE KRANK
Fitneß-Wahn und Diät-Masochismus sind längst mehr als nur Religions-»Ersatz«, sagt der Autor Manfred Lütz

Erfüllung in den Folterkammern der Fitneß-Industrie, Wallfahrten zu möglichst fernen Kli-
niken: Das Ziel – so gesund wie möglich sterben Foto: dpa

Einst suchten die Menschen das
„Höchste“ im Heiligen, im Gött-
lichen. Heute steht für die meisten
fest: „Gesundheit ist das höchste
Gut.“ Wer dem zu widersprechen
wagt, merkt schnell, daß er an ein
kaum diskutiertes Tabu rührt. Die

selbstverständliche Sorge um den
Zustand des eigenen Körpers ist
vielerorts längst in eine pseudo-
sakrale Handlung umgeschlagen,
meint Psychotherapeut und Theo-
loge Manfred Lütz in seinem neuen
Bestseller-Buch „Lebenslust“.

Von Jürgen LIMINSKI

NEUE SITTENLEHRE: DAS WORT »SÜNDE«
ERSCHEINT EIGENTLICH NUR NOCH

IM ZUSAMMENHANG MIT SAHNETORTE

DES LEBENS BERAUBT, WEIL MAN BLOSS

»VORBEUGEND« LEBT – UND ZUM

WIRKLICHEN LEBEN NICHT MEHR KOMMT

3H I N T E R G R U N D Folge  3 – 18. Januar 2003

MMaannffrreedd LLüüttzz:: „„LLeebbeennsslluusstt.
Wider die Diät-Sadisten, den
Gesundheitswahn und den
Fitneß-Kult“, Pattloch-Verlag,
München, 210 Seiten, 14,90
Euro, zu bestellen beim Preu-
ßischen Mediendienst, Telefon
0 40-41 40 08-27
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Die Türkei ist kein europäisches
Land. Ihre Aufnahme wäre das

Ende der Europäischen Union. Da-
mit ist alles gesagt, ohne Wenn und
Aber; man könnte in Sachen Türkei
zur Tagesordnung  übergehen. 

Doch jetzt kommt von vielen Sei-
ten das „Warum?“ Nun, die Antwort
sollte ebenso klar sein wie das ein-
gangs zitierte Diktum Giscard
d’Estaings, des Vorsitzenden des
EU-Verfassungskonvents. 

Kultur und Religion: Islamische
Religion und Tradition bestimmen
die Kultur der Türkei – dies ist der
wichtigste Grund, der für sich allein
völlig genügt, um das Land auszu-
schließen. Mit demselben „Recht“
würden morgen Tunesien und Ma-
rokko, später womöglich Ägypten
und Algerien, Syrien und der Liba-
non  Aufnahmeantrag stellen – der
Präzedenzfall wäre geschaffen.

Wirtschaft: Wirtschaftlich steht
die Türkei auf der Stufe eines (zwar
ziemlich fortgeschrittenen) Ent-
wicklungslandes. Europa wäre mit
der Aufnahme restlos überfordert,
hat es doch schon enorme Schwie-
rigkeiten in dieser Hinsicht mit Po-
len und anderen Beitrittsländern.

Einige  Indikatoren mögen dies
verdeutlichen. Das Bruttosozialpro-
dukt pro Kopf liegt in der Türkei bei
2.900 Dollar (niedrigste EU-Länder:
Portugal 11.000, Griechenland
12.000). Die Arbeitslosenquote be-
trägt über 30 Prozent (EU-Schnitt
rund zehn Prozent). Die Inflation
schwankt zwischen 35 und 70 Pro-
zent (in der EU zwischen zwei und
drei Prozent!). Auch Infrastruktur,
Bildungswesen usw. kommen bei
weitem nicht an den europäischen
Durchschnitt heran. 

Recht und Innenpolitik: Die
Grundrechte sind stark einge-
schränkt, die Anwendung der Folter
ist üblich. Das Land führt seit Jahr-
zehnten einen Dauer-Bürgerkrieg
gegen die Kurden. Diese Probleme
werden wohl kaum je gelöst wer-
den, schafft Europa in dieser Hin-
sicht doch nicht einmal das Nordir-
land- und das Baskenproblem; das
serbisch-kroatisch-albanische  Pro-
blem wird dazukommen.

Strategie und Geopolitik: Die Tür-
kei grenzt in breiter Front an das
Krisengebiet der Welt schlechthin.
Eine direkte Konfrontation  Europas
mit dem Irak und dem Iran wäre da-
durch programmiert.

An diesem Punkt wird immer
wieder eingewandt: Ja, aber wir ha-
ben den Türken doch seit langer
Zeit Beitrittsverhandlungen ver-
sprochen! Genau das ist die Crux –
so macht man sich Feinde! Hätte
man der Türkei bei ihrer Antragstel-
lung 1977 reinen Wein einge-
schenkt, so hätten ihre Politiker, wie
die Marokkos und Tunesiens, die
bereits 1959 beitreten wollten, ge-
wußt, woran sie sind.  Der „Jein“-
Kurs gegenüber der Türkei bringt
nur Ärger und Verdruß.

Sinnvoller wäre folgendes Ange-
bot: Mitgliedschaft nie, aber enge
Assoziaton und Kooperation,  han-
delspolitisch die Zollunion, wirt-
schaftspolitisch weitgehende Kre-
dit- und Investitionsabkommen,
technische Hilfe in Form von Bera-
tung und Schulung auf allen Sekto-
ren, und schließlich verteidigungs-
politisch weiterhin der Südost-
pfeiler der NATO. So wäre das stol-
ze Volk des großen  Kemal Atatürk,
eines der bedeutendsten Staatsmän-
ner des 20. Jahrhunderts, ein Land,
das nie Kolonie war, zufrieden und
nicht beleidigt gewesen. Ein solches
Bündnis Europa/Türkei hält vor –
eine Mitgliedschaft wäre das Ende
der EU! �

Ich, Hermann Matzkowski, geb.
5. November in Creuzburg, Sä-
gearbeiter in Königsberg bei der

Firma Richard Anders, Schönflies-
serallee, habe (ich) das letzte Jahr
unter russischer Herrschaft in Kö-
nigsberg, Preußen, verbracht und
will, nachdem ich die Schrecken in
der Stadt und die zahllosen Verbre-
chen der Sowjets gegen die einfach-
sten Grundsätze der Menschlichkeit
erlebt habe, hierüber folgende An-
gaben machen, wobei ich die Wahr-
heit eidesstattlich versichere.

Ich selbst war bis zu meinem Er-
leben in Königsberg Kommunist. Ich
wurde im Oktober 1942 wegen Ver-
gehens gegen das Heimtückegesetz
zu drei Jahren Gefängnis verurteilt.
Ich hatte unter anderem gesagt, daß,
wenn die Russen kämen, alle Nazis
totgeschla-
gen würden
usw. Meine
Gefängnis-
strafe ver-
büßte ich in
Rhein/Ost-
preußen. Beim Einbruch der Russen
in Ostpreußen wurde das Gefängnis
im Januar 1945 aufgelöst. Ich kam
nach Königsberg, wo ich jedoch
meine Familie nicht mehr antraf.
Dort arbeitete ich zunächst noch
kurze Zeit bei meiner alten Firma
Richard Anders, wurde dann für ei-
nige Tage zum Volkssturm einberu-
fen, wo ich aber wegen Wehrunwür-
digkeit entlassen wurde. Am 4. April
nahm der Russe den Stadtteil Kö-
nigsberg-Ponarth, wo ich meine
Wohnung hatte, ein. Der Stadtteil
wurde von der gesamten Zivilbevöl-
kerung freigemacht, die nach Lö-
wenhaben transportiert wurde. Von
dort wurde ich aber bald entlassen,

als ich die Anklageschrift und den
Gefängnisentlassungsschein in mei-
ner Strafsache vorlegte. Ich ging
nach Ponarth zurück, meldete mich
bei der Kommandantur 5 und wur-
de sofort als Bürgermeister (Bezirks-
bürgermeister oder Bezirksvorste-
her) für den Stadtteil Ponarth,
Brandenburger Straße, eingesetzt.
Nach einer Zählung der Bevölke-
rung durch die russische Komman-
dantur befanden sich am 1. Mai
1945 90.000 Einwohner in der Stadt,
deren Bevölkerungszahl sich um
den 15. Mai auf etwa 100.000 er-
höhte, nachdem eine Anzahl Solda-
ten in vorgerücktem Alter entlassen
war. Sogleich nach der Einnahme
der Stadt wurden die Angehörigen
der Partei und solche Personen, die
möglicherweise dem Nationalsozia-
lismus nahestanden, verhaftet und

in besonde-
re Lager in
Metgethen,
Labiau und
Insterburg
gebracht. Im
Gerichtsge-

fängnis in Königsberg wurden die
politischen Gefangenen festgesetzt,
und zwar immer in eine für einen
Mann bestimmte Zelle acht Mann.
Wir, die Bürgermeister der Stadt,
mußten häufig an Besichtigungen
teilnehmen und uns die Unterbrin-
gung der Hälftlinge ansehen. Im Mai
1945 starben und verschwanden
dort im Gefängnis an den Folgen
von Typhus und Genickschuß mehr
als 1.500 Mann. Am 20. Juni etwa
mußten wir, die zwölf Bürgermei-
ster, darunter auch der neuernannte
Oberbürgermeister Lau, als Zeugen
einer Massenhinrichtung von über
1.000 Menschen auf dem Erich-
Koch-Platz beiwohnen, die durch

Fallbeil an politischen Gefangenen
vorgenommen wurden. Nur zwei
Mann wurden dabei im letzten Au-
genblick, und zwar zu zehn Jahren
Zwangsarbeit, begnadigt, darunter
auch der mir bekannte Prokurist der
Firma Anders, Flach. Da die Ernäh-
rungslage schon im April katastro-
phal war, erbaten wir Bürgermeister
von der russischen Kommandantur
für die Bevölkerung die Genehmi-
gung zum Aussetzen von Kartoffeln
und zum Anbau von Gemüse in den
Schrebergärten. Diese wurde auch
erteilt, worauf die übriggeblie-
bene Bevölkerung mit den gärt-
nerischen Arbeiten begann. En-
de Mai beschlagnahmte die
russische Kommandantur je-
doch alles, einschließlich des
eingebrachten Saatgutes und
bewachte durch Posten Land und
Schrebergärten. Nur wir Bürgermei-
ster, die wir durch weiße Armbin-
den kenntlich gemacht waren, durf-
ten etwas Gemüse und Kartoffeln
ernten.

Ende Mai wurde von Labiau der
Hungertyphus, dort allgemein die
Pest genannt, nach Königsberg ein-
geschleppt. Diese Krankheit forder-
te seit dieser Zeit täglich rund 300,
seit dem rapiden Abnehmen der
Einwohnerzahl jetzt ungefähr 200
Opfer. Diese Zahl sank im Oktober
vorübergehend auf täglich etwa 50
Opfer, was wohl auf die etwas bes-
sere Ernährung (Kartoffeln) in die-
sem Monat zurückzuführen ist. Seit
dem Sommer vorigen Jahres
herrscht unter der zurückgebliebe-
nen Bevölkerung schwerste Hun-
gersnot, zu deren Linderung von
russischer Seite nichts getan wird.
Es gibt seit dieser Zeit täglich nur
200 Gramm Brot je Kopf und keine
anderen Nahrungsmittel auf Karten.
Viele können sich das Brot nicht
kaufen, da schon die Brotkarten
selbst mit 10 Rubel, bei Erwerbstäti-
gen mit 20 Rubel bezahlt werden
müssen. Die Reichsmark ist nicht
mehr im Kurs. Reichsmarkscheine
liegen auf der Straße. 200 Gramm
Brot kosten einen Rubel, das zu be-
zahlen ist nicht einmal dem Arbei-

ter möglich, der arbeitet. Es werden
ihm zwar täglich Rubel versprochen,
meistens bekommt er aber nichts.
Nur wir Bürgermeister bekamen
monatlich 360 Rubel. Es gibt in Kö-
nigsberg keine weiteren Lebens-
mittel zu kaufen, es gibt auch keine
Geschäfte und Handwerker mehr.
Die Bevölkerung holt sich Pferde-
fleisch aus dem Pferdelazarett. Die-
ses ist aber durch die Willkür und
Grausamkeit der Russen mit großen
Gefahren verbunden. Von den Frau-
en, die dort Fleisch holen wollen,

kommt oft nur die Hälfte zurück,
während die anderen vergewaltigt
oder ermordet wurden. Ich selbst
habe das persönlich mit angesehen.
Da die Bevölkerung nicht von 200
Gramm Brot leben kann, vertauscht
sie ihre letzte Habe an die Russen,
um dafür etwas Lebensmittel zu be-
kommen. Wer nichts mehr hat, geht
stehlen. Die Pfarrer Beckmann und
Müller, beide wegen antinationalso-
zialistischer Betätigung früher be-
straft, haben sich von der Komman-
dantur erbeten, Kartoffelschalen
von den russischen Kasernen einzu-
sammeln. 

Diese Kartoffelschalen werden
rationiert und dann in kleineren
Mengen an die Bevölkerung ausge-
geben. Kinder unter vier Jahren
und alte Leute gibt es in Königs-
berg nicht mehr. Die einzigen Men-
schen, die gut genährt werden, sind
die Frauen, die von den russischen
Soldaten schwanger sind. Infolge
des großen Sterbens in Königsberg
beträgt die Einwohnerzahl, die im
Herbst auf 50.000 gefallen war,
jetzt nur noch 32.000. Von der
Richtigkeit dieser Zahlen habe ich
mich überzeugen können, da ich
als Bürgermeister die Brotkarten
ausgeben mußte. Am 6./7. Novem-
ber 1945, dem Tag der Roten Ar-
mee, erhielten die russischen Sol-

daten das Recht zur vollkommenen
Willkür. Die Männer wurden ge-
prügelt, die Frauen vergewaltigt, so
auch meine alte Mutter von 71 Jah-
ren, die zu Weihnachten starb.
Weihnachten wurden die meisten
Arbeiter einige Tage eingesperrt,
auch die Bürgermeister. Kurz vor
meinem Fortgang aus Königsberg
im Februar des Jahres besuchte ich
mit Pfarrer Beckmann und Müller
ein Kinderheim in Königsberg. Die
Kinder sahen aus wie die Hunger-
kinder in der Wochenschau. Pfarrer

Müller bat mich dringend, von
den Zuständen im Reich zu
berichten. Vom 1. bis 15. Janu-
ar des Jahres gab es kein Brot.
Da ich das Hungerleben nicht
mehr aushalten konnte, ver-
suchte ich, wegzukommen.

Dies gelang mir durch die Hilfe ei-
nes Eisenbahners, dem ich 150 alli-
ierte Mark gab und der mich zu-
nächst bis Allenstein mitnahm.
Dort wurde ich von den Polen völ-
lig ausgeplündert und fuhr dann
mit dem Zug auf den Puffern ste-
hend bis nach Berlin. 

Ich suche zur Zeit meine Familie,
die sich zuletzt in Braunschweig
aufgehalten haben soll. Diese Anga-
ben, die im vollen Umfange der
Wahrheit entsprechen, mache ich
aus eigenem Antrieb und ohne hier-
zu veranlaßt zu sein, da ich der
Meinung bin, daß wenigstens etwas
von den Qualen und Leiden, die die
Bevölkerung im Osten geduldet hat
und noch erduldet und von den
Grausamkeiten der Sowjets in die
Öffentlichkeit dringen muß. In
Flensburg und Lübeck habe ich
auch Gelegenheit gehabt, den
Flüchtlingen aus Ostpreußen über
die Zustände in Königsberg zu be-
richten. 

Da ich meine Familie weiter su-
che, habe ich noch keine feste Woh-
nung, bin aber stets zu erreichen
über die Anschrift meiner Kusine,
der Ehefrau des Herrn Willi Lettau,
Kirchweyhe b. Bremen (23) Ledi-
genheim. Oldenburg, den 2. Mai
1946, gez. Hermann Matzkowski �

DEUTSCHE MIT FALLBEIL ERMORDET
Ein Augenzeuge berichtet über die Greueltaten an der deutschen Bevölkerung in Ostpreußen

WIR WAREN DIE AUGENZEUGEN

DER MASSENHINRICHTUNGEN

ES WURDEN SOGAR DIE

KARTOFFELSCHALEN RATIONIERT

Dies ist der Bericht des deutschen Kommunisten 
Hermann Matkowski, der unmittelbar nach dem Weltkrieg
in Königsberg-Ponarth als »Bürgermeister« eingesetzt wur-
de und die Greueltaten an den Deutschen, die Ungerechtig-
keiten und Massenhinrichtungen durch das Fallbeil mit ei-
genen Augen gesehen hat. Der Bericht wurde im Mai 1946
verfaßt und ist jetzt auf dem Dachboden eines Hauses in
Ansbach von dessen Eigentümer gefunden worden. 

Dieses Foto aus Südamerika
machte die Runde am Stammtisch
im Deutschen Haus: ein Gewirr von
Drähten und Kabeln im Dienst der
Kommunikation – für jedermann
sichtbar über der Erde und nicht im
Erdreich verborgen! Das muß der
Telekom gefallen, kündigte sie doch
unlängst an, sie wolle nicht wie ihr
Börsenkurs in die Tiefe gehen, son-
dern in Neubaugebieten künftig auch
wieder oberirdisch präsent sein.

Der Stammtisch meinte, sol-
che Telegraphenmasten – viel-
leicht als „Zumwinckel-Spar-
gel“ patentreif – seien als
Beitrag zur Landschaftspflege
eine echte Konkurrenz zu den
Flügelrädern modischer Wind-
kraft, zugleich aber auch eine
weise volkswirtschaftliche Vor-
ausschau. Sollte nämlich auch
die Post  zum Altbewährten zu-
rückkehren und zur Nachrich-
tenübermittlung Brieftauben
einsetzen, könnten sich diese
während ihres Dienstweges auf
Masten und Drähten ausruhen
und Kräfte für den Weiterflug
sammeln.

Der Stammtisch erinnerte
daran, daß es einst die Postkut-
schen waren, die Personen, Gü-
ter und Nachrichten transpor-
tierten, bis Eisenbahn, Telefon
und noch später das Flugzeug
diese Aufgaben übernahmen.
Die Steuerzahler kostete es viel
Geld, bis sich das leistungsfähi-
ge flächendeckende Kommuni-
kationsnetz entwickelte, das

zur Grundlage des weltweit be-
staunten Wirtschaftsstandortes
Deutschland wurde. Doch eine zur
Ideologie entartete „Privatisierung“
bereitete dem ein Ende, so daß der
Weg des deutschen Transrapid über
China (vielleicht) auch einmal nach
Deutschland führen wird.

Michels Stammtisch:

Fortschritt

Gedanken zur Zeit:

WO EUROPA ENDET…
Werner DREMEL über die Folgen eines türkischen EU-Beitritts
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Herr Jordan, Sie sind US-
Amerikaner und Journalist
in Deutschland. Was denken

Sie, sind die Interessen der USA am
arabischen Golf und im Irak ?

JJoorrddaann:: Ich bin nicht der Meinung
vieler Amerikaner und Europäer,
daß es nur ums Öl geht. Aber si-
cherlich gibt es handfeste wirt-
schaftliche Interessen. Doch das ist
nicht die Triebfeder des Handelns
der USA. Es geht um die Sicherheit
im Nahen Osten und damit um die
Sicherheit in der Welt. Gelingt es
Saddam Hussein, nukleare Waffen
zu bekommen, dann haben wir
noch einen Unsicherheitsfaktor
mehr. Betrachten Sie nur die Lage
in Nordkorea. Dort hat man nicht
genug darauf geachtet, und schon
nimmt die Regierung des Landes
das Atomprogramm wieder auf
und versucht damit, noch mehr fi-
nanzielle Hilfe von Washington re-
gelrecht zu erpressen Bei Saddam
wollen die USA auch eine Demo-
kratisierung des Landes herbeifüh-
ren. Mancher in der US-Admini-
stration will jedoch einen Demo-
kratisierungsprozeß in der ganzen
Region in Gang setzten.

Die Staaten der Region wie Ku-
wait, der Oman, Saudi-Arabien
oder auch Quatar, das sind doch al-
les Monarchien. Wie können die
USA da ein Interesse haben, diese
Staaten zu demokratisieren und ge-
gebenenfalls zeitweise zu destabili-
sieren? Und das unterstützt durchs
Militär?

JJoorrddaann:: Die meisten Staaten in der
arabischen Welt sind autoritär, wenn
nicht totalitär. Wirkliche Demokra-
tien gibt es da gar nicht. Viele in der
Nomenklatura der USA wollen, daß
die Karten im Nahen Osten gänzlich
neu gemischt werden – zugunsten
einer langfristigen Stabilisierung
und Einführung der Demokratie.
Dies widerstrebt natürlich kurzfri-
stigen amerikanischen Interessen.

Die USA brauchen die Unterstüt-
zung der Kuwaitis und anderer
Monarchien im Nahen Osten. Deren
Unterstützung ist aber langfristig
kein Schutz gegen den antiwest-
lichen Terrorismus. Ganz im Gegen-
teil.

Hat der arabische Terrorismus
denn nur die westlichen Staaten in
Europa und den USA als Ziel? Israel
ist doch sicherlich auch ein An-
griffspunkt dieser Kämpfer. Dient so
das amerikanische Vorgehen gegen
den Irak nicht auch den Sicher-
heitsinteressen Israels?

JJoorrddaann:: Im Hintergrund spielt das si-
cher eine Rolle. Saddam Hussein
hat ja auch schon Scud-Raketen auf
Israel abgeschossen. Zudem hat
Saddam geschworen, Israel zu ver-
nichten. Je länger man jetzt wartet
mit einem entschiedenen Vorgehen
gegen den Irak, desto eher ist Sad-
dam in der Lage, seine Drohungen
in die Tat umzusetzen und Israel,
wie auch anderen Staaten in der Re-
gion wie Kuwait großen Schaden
zuzufügen. Wir können uns nicht,
wie die Uno seit 1998, weiter an der
Nase herumführen lassen. Verglei-
chen Sie die Situation im Irak mit

Nordkorea. Kim ist wahrscheinlich
schon im Besitz zweier nuklearer
Waffen. Dies hält die USA davon ab,
gegen diesen Diktator genauso vor-
zugehen wie gegen Hussein. Man
darf eben bei solchen Despoten,
seien sie mit Schnäuzer oder ohne,
nicht zu lange warten. Das hat uns
die deutsche Geschichte eindrucks-
voll gelehrt.

Nun läßt Saddam Hussein Inspek-
toren ins Land und seine Paläste
kontrollieren. Das bringt die USA in
Argumentationsschwierigkeiten,
wenn nicht in der Tat etwas gefun-
den wird, das die Vorwürfe gegen
den Irak erhärtet. Steht George Bush
dann nicht als Kriegstreiber da?

JJoorrddaann:: Nicht unbedingt. Was die In-
spektoren suchen, sind Beweise. Am
27. Januar wird von den Inspektoren
der Bericht vorgelegt. Danach kann
man erst mit einer Stellungnahme
der Washingtoner Administration
rechnen. Die Indizien sind zur Zeit
so, daß sie den Falken im Weißen
Haus recht geben. Dies könnte je-
doch auch nur ein Teil der Droh-
kulisse sein. Wesentliche Frage ist,
auf welche Berater George Bush
schließlich hört – auf die Falken
oder auf die Tauben.

Sollten sich die USA und die Uno
für einen Krieg entscheiden, stellt
sich die Frage nach den Kosten. Teu-
rer als der Krieg wird die lange dau-
ernde Phase der Befriedung. Können
sich die USA und die Welt einen
Krieg am Golf überhaupt leisten?

JJoorrddaann:: Geld ist hier nicht die Frage.
Der Irak ist ein potentiell reiches
Land mit hohen Einnahmen aus
dem Ölgeschäft. Wiederum ist die
Lage anders als zum Beispiel in
Nordkorea. Das ist ein verarmtes
Land. Ich bin mir sicher, wenn der
Irak schnell geschlagen würde und
man sich Saddam Husseins entle-
digt, könnten weltweit die Gläubiger
aus den Öleinnahmen auch schnell

befriedigt werden. Vor allen Dingen
hätte man unglaubliche Mittel, um
das Land ökonomisch wieder her-
zurichten und auf die Demokratie
vorzubereiten.

Bezahlbar mag der Krieg sein –
aber kann George Bush dem Druck
der Öffentlichkeit standhalten,
wenn es Opfer gibt und der Krieg
länger dauert?

JJoorrddaann:: Zur Zeit ist die öffentliche
Meinung in den USA gespalten.
Dies führt zu einer gewissen Zu-
rückhaltung der Regierung. Wenn
aber die Inspektoren oder die Bush-
Regierung am 27. Januar Beweise
liefern, dann wird das amerikani-
sche Volk geschlossen hinter dem
Präsidenten stehen.

Die Verbündeten stehen zur Zeit
aber nicht geschlossen hinter den
USA!

JJoorrddaann:: Wenn es im Sicherheitsrat
„hart auf hart“ kommen sollte, kann
ich mir nicht vorstellen, daß die
Deutschen nach der Entgleisung im
Wahlkampf und der Empfehlung ei-
nes „Deutschen Weges“ sich wirk-
lich in Europa und weltweit weiter
isolieren wollen.

Glauben Sie wirklich, daß die
USA Kriegskurs steuern?

JJoorrddaann:: Es kommt darauf an, daß
Saddam Hussein die Administration
in Washington überzeugt, daß er
künftig keine Aufrüstungspolitik be-
treiben will. Sollten die Inspektoren
oder sonstige Quellen allerdings Be-
weise liefern, daß der Irak Massen-
vernichtungswaffen hat und weiter
produzieren will, dann wird auch
Deutschland im Sicherheitsrat für
den Einsatz militärischer Mittel
stimmen, „dummen Geschwätzes“
ungeachtet. �

(Das Gespräch führte Karl Peter
Gerigk.)

»ES GEHT NICHT NUR UMS ÖL«
Gespräch über die Irak-Krise mit dem amerikanischen Deutschland-Korrespondenten Don F. Jordan

Klare Verhältnisse gibt es ei-
gentlich nur in Slowenien:
Der langjährige Ministerprä-

sident Drnovsek konnte Anfang De-
zember die Stichwahl um das Präsi-
dentenamt für sich entscheiden,
was auch ein Erfolg für die Linke in
diesem Fast-schon-EU-Mitglied ist.
Der Unabhängigkeitskampf war für
Slowenien kurz und vergleichsweise
wenig blutig. Und jene Kriegsver-
brechen, die im Zusammenhang mit
den AVNOJ-Beschlüssen auf dem
Gebiet Sloweniens begangen wor-
den waren, gehören seit Absegnung
der noch wesentlich fataleren Be-
nesch-Dekrete durch die EU end-
gültig einer Vergangenheit an, die
keiner zu bewältigen braucht.

In Montenegro hingegen müssen
die Präsidentenwahlen vom 22. De-
zember wiederholt werden, denn es
hatten sich weniger als die Hälfte
der Wahlberechtigten zum Urnen-
gang aufgerafft. Der bisherige Präsi-
dent Djukanovic, der den Austritt
aus der (fiktiven) Föderation mit
Serbien anstrebt, war nach dem Sieg
bei den Parlamentswahlen im No-
vember zurückgetreten, um das we-
sentlich wichtigere Amt des Mini-
sterpräsidenten zu übernehmen. An
der Staatsspitze will er einen seiner
Gefolgsleute installieren, und früher
oder später dürfte ihm das auch ge-

lingen. Kriegsverbrechen im eigent-
lichen Sinn gab es in Montenegro
nicht – nicht einmal gegen die alba-
nische Minderheit –, und die üb-
lichen Mafia-Morde machen keine
Schlagzeilen.

In Serbien selbst ist die Präsiden-
tenwahl gescheitert: Im September
hatte der „gesamtjugoslawische“
Präsident Kostunica die absolute
Mehrheit verfehlt, und die beiden
Stichwahlen im Oktober und De-
zember waren wegen zu geringer
Beteiligung ungültig. 

Da das Mandat des bisherigen
serbischen Präsidenten Milutinovic,
eines Milosevic-Gefolgsmanns, mit
Jahresende auslief, ist nun die Parla-
mentspräsidentin interimistisches
Staatoberhaupt. In Serbien wie in
Montenegro gab es offene und ver-
steckte Boykottaufrufe jener Grup-
pen, die den jeweils aussichtsreich-
sten Kandidaten sabotieren wollten.
In Serbien spielte dabei Minister-
präsident Djindjic, der Intimfeind
Kostunicas, eine besonders zwie-
lichtige Rolle.

Mit dem Amt verlor Milutinovic
auch die Immunität. Djindjic hatte
schon vorweg angekündigt, Miluti-
novic an Den Haag auszuliefern,
aber dieser will, wie er sagt, freiwil-

lig nach Den Haag gehen, weil er
sich keiner Schuld bewußt sei.
Djindjic – bisher Liebling des We-
stens und der Hochfinanz – hat na-
türlich allen Grund, sich „gefällig“
zu zeigen, denn er ist durch die im
Oktober aufgeflogene bosnisch-ser-
bische Waffenschmuggelaffäre Rich-
tung Irak belastet. 

Während bisher nur von Material
für veraltete MIGs die Rede war,
könnte via Belgrad auch das tsche-
chische Ortungssystem „Tamara“ an
Saddam Hussein gegangen sein, mit

dessen Hilfe es den Serben gelun-
gen war, einen US-Tarnkappenbom-
ber vom Himmel zu holen.

Nach dreiwöchiger „Weihnachts-
pause“ wurde in Den Haag der Pro-
zeß gegen Milosevic wieder aufge-
nommen – mit der Einvernahme
eines Belastungszeugen, eines als
„K-2“ getarnten ehemaligen Miliz-
Mitglieds. Im Kreuzverhör durch
Milosevic mußte K-2 allerdings ein-

räumen, daß er vor zwei Jahren in
Belgrad an der Ermordung des be-
rüchtigten Bandenführers Arkan be-
teiligt war. Auch der Wert der Tar-
nung darf somit bezweifelt werden,
denn erst kürzlich war im Kosovo
ein ehemaliger Rebellenführer samt
Begleitern ermordet worden: Er hat-
te vor einem mit internationalen
Richtern besetzten Gericht gegen
ehemalige UCK-Kämpfer ausgesagt.

Inzwischen warf der serbische Ju-
stizminister dem Tribunal in Den
Haag Einseitigkeit zum Nachteil der
Serben vor. Ein kurioser Vorwurf,
denn mit all der Geschäftigkeit um
die wenigen greifbaren Delinquen-
ten scheint man ohnehin ganz auf
„ethnischen Proporz“ bedacht zu
sein. Gilt es doch, rückwirkend und
vorausschauend davon abzulenken,
daß Kriegsverbrecherprozesse im-
mer nur Siegerjustiz sind und kein
einziges zukünftiges Kriegsverbre-
chen verhindern.

Einem Milosevic wird man keinen
Mord und wahrscheinlich nicht ein-
mal einen Befehl dazu nachweisen
können. Es genügte nämlich schon,
daß die Führung ihren Leuten „freie
Hand“ signalisierte. Aber worin
unterscheidet sich dann eigentlich
Milosevic von jenen westlichen und
östlichen Politikern, die ihm ihrer-

seits jahrelang freie Hand signali-
siert hatten? So besehen, wäre der
Vorwurf der Einseitigkeit wieder
mehr als berechtigt!

Der frühere ÖVP-Obmann und
Vizekanzler Busek, der seit einem
Jahr „Koordinator des EU-Stabili-
tätspakts für den Balkan“ ist, mußte
vorige Woche bei einer Podiums-
diskussion einräumen, daß es an
„politischen Lösungen“ fehle, was
die wirtschaftliche Entwicklung ge-
fährde. Wie wahr! Aber Lösungen
setzen realistische Ziele voraus, und
weder Busek noch seine Auftrag-
geber würden je zugeben, daß man
mit multiethnischen Konstrukten
nie aus der Sackgasse kommen
wird. �

WEITER MACHTSPIELE AUF DEM BALKAN
Nur in Slowenien scheint die Lage einigermaßen stabil / Von R. G. KERSCHHOFER
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IN REST-JUGOSLAWIEN

GEHEN DIE LEUTE NICHT

ZUR PRÄSIDENTENWAHL

Graz, die zweitgrößte Stadt Öster-
reichs und südöstlichste Großstadt
des deutschen Sprachraums, ist seit
voriger Woche „Europäische Kultur-
hauptstadt 2003“. Auf dem Pro-
gramm steht eine Fülle von Auffüh-
rungen, Konzerten, Ausstellungen
und natürlich auch von „Events“,
ohne die es heute nirgends mehr zu
gehen scheint. Über die wichtigsten
Veranstaltungen werden wir im
Laufe des Jahres berichten. RRGGKK

KULTURHAUPTSTADT 2003
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Blick nach Osten

UNGARNS BEUTEKUNST
Moskau – Im Gefolge eines Tref-

fens des ungarischen Regierungs-
chefs Peter Medgyessy mit dem
russischen Präsidenten Putin wur-
de kurz vor Weihnachten eine
Grundsatzvereinbarung zur „Beu-
tekunst“ unterzeichnet. Demnach
sollen die von den Sowjettruppen
im Zweiten Weltkrieg verschlepp-
ten Bücher aus der wertvollen
nordungarischen Bibliothek von
Sarospatak im Jahr 2003 zurückge-
geben werden. Bei den Gesprächen
in Moskau handelte es sich um den
ersten Besuch einer hochrangigen
ungarischen Abordnung in Ruß-
land seit sieben Jahren.

DEN ADLER IM TANK
Warschau – In diesem Jahr über-

nimmt die polnische Tankstellen-
kette Orlen 496 BP- und Aral-Sta-
tionen im Bundesgebiet. Damit
will der mit fast 2000 Stationen
größte Mineralölkonzern Polens
seine Westexpansion einleiten. Als
Markenzeichen prangt dann an so
mancher deutschen Zapfsäule der
rote polnische Adler.

GAS IN SIEBENBÜRGEN
Bukarest – Die deutsche Gesell-

schaft Wintershall wird als erster
ausländischer Investor in Rumäni-
en Erdgas fördern und verkaufen.
Nachdem man 1997 eine Konzessi-
on von der Nationalen Agentur für
Minderalressourcen erhalten hatte,
fand Wintershall als erster fremder
Konzern rentable Gasvorkommen
in einem 6700 Quadratkilometer
großen Fördergebiet zwischen den
siebenbürgischen Städten Schäß-
burg, Hermannstadt und Kron-
stadt. Da inzwischen mit der rumä-
nischen Regierung auch eine Eini-
gung über den Lieferpreis erzielt
werden konnte (80 Prozent des Im-
portpreises), ist nun für Januar die
probeweise Einspeisung ins öffent-
liche Netz geplant.

AKADEMIKER-EXPORT
Lemberg – Viktor Susak, Uni-

versitätsmitarbeiter in Lemberg,
warnte seine Landsleute vor dem
anhaltenden Verlust gut ausgebil-
deter junger Arbeitskräfte. Gegen-
über dem ukrainischen Programm
der Deutschen Welle sagte er, daß
gegenwärtig die „demographische
Lücke“ Portugals vorwiegend
durch Ukrainer gefüllt werde. Offi-
ziellen Angaben zufolge sind bis-
lang zwischen sechs und sieben
Millionen Ukrainer ins Ausland ge-
gangen, um dort zeitweilig zu ar-
beiten oder ganz überzusiedeln.
Die meisten, nämlich 150 000, zog es
nach Portugal. Etwa 60 000 von ih-
nen stammen aus der mitteleuropä-
isch beeinflußten Westukraine.

Litauen:

ÜBERFLÜGELT
Rolandas Paksas löst Präsident Adamkus ab

Sorgen um die Demographie
gehören nicht nur in Deutsch-

land zu den drängendsten Pro-
blemen. Sie beschäftigen fast alle
europäischen Völker und Staa-
ten, und jeden Monat gibt es neue
„Alarmmeldungen“.

Erst jüngst wurde bekannt, daß
die Zahl der Ungarn in der serbi-
schen Wojwodina seit der letzten
Volkszählung um fast 50 000 Per-
sonen zurückgegangen ist. Wäh-
rend die abschließenden Daten
zum letzjährigen Zensus 293 299
Einwohner madjarischer Her-
kunft ausweisen, waren es vor elf
Jahren noch 339 500.

Der Ungarische Nationalrat in
der Nordprovinz hofft nun, daß
eine Ende Dezember geschlosse-
ne zwischenstaatliche Vereinba-
rung zum Minderheitenschutz
dazu beiträgt, den Abwande-
rungs- und Schrumpfungsprozeß
zu stoppen. Der Vertrag sichert
der Volksgruppe ebenso wie der
serbischen Minderheit in Ungarn
das Recht zu, ihre regionale,
sprachliche, kulturelle und reli-
giöse Identität zu wahren. Ohne

Serbien/Ukraine:

TOD AUF RATEN
Alarmierende Volkszählungs-Ergebnisse

einen Anstieg der Geburten wäre
das auf lange Sicht aber nutzlos.

Wie kritisch die Lage in der Woj-
wodina ist, machte am 6. Januar die
regionale Ministerin für Demokra-
tische Trends, Schutz der Familie
und soziales Kindeswohl, Novka
Mojic, gegenüber der in Neusatz
(Novi Sad) erscheinenden Zeitung
Gradjanski List deutlich.

Mojic hob hervor, daß jährlich
11 000 Menschen mehr sterben als
geboren werden. Alle 45 Gemein-
den der Wojwodina hätten eine ne-
gative Bevölkerungsbilanz. Nur in
Neusatz sei das wegen der vielen
Flüchtlinge anders. Die Misere be-
treffe – abgesehen von den Zigeu-
nern – alle Gruppen gleichermaßen.

Auch aus der Ukraine gibt es be-
deutsame bevölkerungspolitische

politik“ umschreiben läßt. Der „Eu-
rasismus“ ist hierzulande vor allem
als eine russische Denkschule be-
kannt, die Rußland als eigenständi-
ges, vom Westen und westlichem
Denken bewußt abgegrenztes euro-
asiatisches Reich begreift.

Doch seit einigen Jahren hat sich
diese von slawophilen Kräften ge-
tragene Ausrichtung zugunsten ei-
ner umfassenderen Definition ver-
ändert. Geprägt von Vordenkern
wie dem durch die französische
Neue Rechte beeinflußten Alexan-
der Dugin schließt sie ganz Europa
sowie mindestens den asiatischen
Teil der Russischen Föderation ein.
Demnach soll sich „Eurasien“, das
weit weniger Unterschiede aufwei-
se als das begrifflich vereinheitlich-

Einzelstaaten.“ Der Internet-Auf-
tritt des Magazins ist auch abgese-
hen von den „eurasischen“ Theori-
en lesenswert. So wird eine aktive
deutsche Sprachpolitik ange-
mahnt, es gibt gute Rußland-Re-
portagen, und der Nutzer be-
kommt vielfältige Verweise auf an-
dere Internetseiten.

Zwar können die geschichtlichen
Grundlagen für den Eurasismus,
sprich die Annahme einer schon bei
den alten Griechen begonnenen
„künstlichen Teilung“ des Groß-
kontinents, mit einigem Recht be-
stritten werden, dennoch hat die
Idee ihren Reiz. Manches spricht
sogar dafür, daß sie spätestens im
nächsten Jahrzehnt auch realpoli-
tisch die Gemüter bewegt.

Der 46jährige Rolandas Paksas
konnte sich am 5. Januar in der
zweiten Runde der litauischen Prä-
sidentenwahl überraschend gegen
den Amtsinhaber Valdas Adamkus
durchsetzen.

Nachdem im ersten Durchgang
vom 22. Dezember noch 35 Prozent
der 2,6 Millionen Wahlberechtigten
für Adamkus und nur 20 Prozent
für Paksas gestimmt hatten, erhielt
dieser bei der Entscheidung 54,9
Prozent. Allerdings gab es bei klir-
render Kälte mit 52,2 Prozent eine
sehr niedrige Wahlbeteiligung.

Der gelernte Bauingenieur und
mehrfache sowjetische bzw. litaui-
sche Kunstflugmeister Paksas war
ab 1997 und erneut im Jahre 2000
Bürgermeister von Wilna und stieg
1990 für nicht einmal sechs Monate
zum Ministerpräsidenten auf.
Dann trat er aus Protest gegen den
Verkauf eines Teils der staatlichen

te (Nord- und Süd-) Amerika, sei-
ner Kraft bewußt werden und ge-
meinsam die „Befreiung Europas
aus der Rolle eines US-Protekto-
rats“ erreichen.

Im deutschen Sprachraum ver-
tritt diese Vorstellungen das nur
übers Internet verfügbare Eurasi-
sche Magazin. Unter der Leitung des
Verlegers Hans Wagner fordert es
einen „ eurasischen Föderalismus,
der den Großkontinent als eine stra-
tegische Einheit formt, aber mit eth-
nisch-kultureller und wirtschaftli-
cher Autonomie für seine hundert

Der 18. Januar ist für die mei-
sten Bundesdeutschen ein
Tag wie jeder andere. Nur

eine Minderheit kennt seine histori-
sche Bedeutung, und noch weniger
halten das Datum in würdiger Erin-
nerung. Dabei eignet sich die Vor-
geschichte der Gründung des zwei-
ten Deutschen Reiches im Jahre
1871 in besonderem Maße zum
Nachdenken über Deutschlands
Rolle in der Welt.

Vom diplomatischen Genie Bis-
marcks und der einstigen militäri-
schen Schlagkraft der Deutschen
ist freilich wenig geblieben. Statt
dessen beherrschen Komplexe,
Unterwürfigkeit, diplomatische
Tolpatschigkeit und eine über
Jahrzehnte gewachsene pazifisti-
sche Verdummung das Bild. Ernst-
genommen wird man nur noch
wirtschaftlich.

Und das ausgerechnet zu einer
Zeit, da spätestens seit dem 11.
September 2001 weltpolitisch die
Zeichen auf Sturm stehen. Deut-
sche Soldaten sind zu Statisten ei-

nes blutigen Spiels herabgewür-
digt, das von anderen geführt wird.
Sie stehen in Bosnien, Mazedonien,
Afghanistan – und demnächst viel-
leicht auch im Irak.

Daß es dort in den kommenden
Wochen zum Krieg kommt, ist
längst beschlossen. Die US-Politik
will im Irak ein Exempel statuieren
und zugleich eine alte Rechnung
begleichen. Die Machthaber in Bag-
dad bieten sich – nicht zuletzt auf-
grund eigenen Propaganda-Getö-
ses – als Ziel zur Demonstration
amerikanischer Stärke im arabi-
schen Raum an. Obendrein wäre
eine künftige loyale irakische Füh-
rung von erheblichem strategi-
schen Wert in der Golfregion.

Der weitgehend isolierte Irak ist
militärisch und innenpolitisch so
schwach, daß ein Einmarsch keine
hohen Blutopfer forden dürfte. Daß
Bagdad an einem realistischen
Atomwaffenprogramm arbeitet,
erscheint abwegig. Bei denkbaren
Alternativzielen wie dem Iran, der
anders als sein Nachbar sehr wohl
eine islamistische Bedrohung dar-
stellen könnte, wäre ein Angriff
ungleich gefährlicher.

Das offizielle Deutschland steht
den fadenscheinigen Rechtferti-
gungen Washingtons ebenso mit

auch die Gottschee, die Wojwodina
und Bessarabien. Die deutsche In-
distrie hat vielerorts bereits den
Fuß fest in der Tür, jedoch oft ohne
zu wissen, welch für unser Volk be-
deutsames Terrain da betreten
wird. Inzwischen übersteigen die
Ausfuhren ins östliche Mitteleuro-
pa sowie nach Rußland und in die
GUS-Staaten sogar die Exporte in
die Vereinigten Staaten.

Jenseits der „mitteleuropäischen
Berufung“ Deutschlands zeichnet
sich langfristig eine Option ab, die
sich mit dem Schlagwort „Eurasien-

Unverständnis gegenüber wie fast
alle anderen Staaten außerhalb
Anglo-Amerikas. Man flüchtet
sich in die Anlehnung an Frank-
reich und wird, sobald der casus
belli da ist, dennoch das tun, was
das Weiße Haus verlangt.

Vielleicht gibt es angesichts der
heutigen Schwäche Deutschlands
gar keine andere Möglichkeit. Um
so mehr sollte das Nachdenken
über außenpolitische Perspektiven
beginnen. Doch wie könnten diese
aussehen?

Zunächst muß unser Land inner-
lich erstarken. Das heißt, es gilt
nicht nur die alte Wirtschaftskraft
wiederzugewinnen und überzoge-
ne Wohlstandserwartungen und
lähmende Bürokratismen abzu-
werfen, sondern die Deutschen
müssen vor allem mental gesun-
den. Erst wenn wieder ein Gefühl
der Wertschätzung und des Stolzes
für die eigene Kultur vorhanden
ist, kann deutsche Politik auch jen-
seits der eigenen Grenzen wir-
kungsvoll handeln. Auf absehbare

Zeit ist aber auf jeden Fall Zurück-
haltung geboten. Die Vorherr-
schaft der USA wird andauern,
auch wenn sich bereits erste Kräfte-
verschiebungen zugunsten Chinas
andeuten.

Die aufkommende multipolare
Welt eröffnet Deutschland vor al-
lem im östlichen Mitteleuropa, sei-
nem „Vorhof“, große Chancen.
Dort ließen sich in einem an Bis-
marcks kluger Diplomatie orien-
tierten Wechselspiel mit den maß-
geblichen Mächten – hier den USA,
Frankreich und Rußland – neue
machtpolitische Spielräume ge-
winnen.

Kulturpolitisch könnte das, auch
wenn man es noch kaum zu hoffen
wagt, zu einem Erweckungs- und
Wiederentdeckungserlebnis füh-
ren. Erweckt aus lähmender Ge-
schichtslosigkeit stieße ein solches
Deutschland unweigerlich auf die
tiefen Spuren der eigenen Kultur in
den Regionen des Ostens.

Als erstes würden die einstigen
Ostgebiete des Reiches wieder in
den Blick einer breiteren Öffent-
lichkeit geraten, dann natürlich das
Baltikum, Böhmen und Mähren,
die alten k. u. k.-Provinzen Galizi-
en und Bukowina, die Zips, das
Banat sowie Siebenbürgen, aber

»EUROPAS BEFREIUNG VOM US-PROTEKTORAT«

Neuigkeiten. Dort sind es vor al-
lem die Russen, die immer weni-
ger werden. Heute leben rund 8,3
Millionen von ihnen im slawi-
schen Nachbarland. Bei einer Ge-
samtbevölkerung von gut 48 Mil-
lionen sind das 17,3 Prozent.

Diese Zahlen gehen aus den
erst kürzlich veröffentlichten Er-
gebnissen der Volkszählung vom
Dezember 2001 hervor.

Im Vergleich zum sowjetischen
Zensus von 1989 ist der Anteil der
Russen wegen hoher Abwande-
rungsquoten und besonders nied-
riger Geburtenraten um 26,6 Pro-
zent zurückgegangen, während
der der Ukrainer bei einem abso-
luten Plus von 0,3 Prozent um 5,1
Prozent stieg. Ende der 80er Jahre
zählte die Ukraine noch 51,45 Mil-
lionen Einwohner.                  (LvV)

Erdölraffinerie Mazeikiai an die
US-Firma Williams zurück. Ein Jahr
später wurde der Kandidat der re-
gierenden Konservativen bei den
Wahlen vom Oktober 2000 trotz ei-
nes deutlichen Linksrutsches wie-
derum Regierungschef.

Doch schon Mitte 2001 schien sein
politisches Schicksal besiegelt, als
der sozialliberale Partner sich mit
den Sozialdemokraten verbündete
und den Ex-Kommunisten Bra-
zauskas an die Spitze setzte.

Der volkstümliche Mitte-Rechts-
Politiker Paksas entpuppte sich er-
neut als Stehaufmännchen. Im letz-
ten Jahr gründete er die Liberalde-
mokratische Partei, und am 26. Fe-
bruar tritt er nun sogar das höchste
Staatsamt an. Wie sein 76jähriger
Vorgänger vertritt Paksas eine klare
Westausrichtung Litauens und be-
tont den Kampf gegen die Geißel
der Korruption.                               (PS)

Im Ausland
getöteter

Bundeswehr-
angehöriger:

Deutsche
Soldaten werden

zu Statisten
einer Politik

herabgewürdigt,
auf die Berlin

kaum Einfluß hat

Gedankenspiele:

VOM TIGRIS NACH EURASIEN
Mitteleuropa, der Irak-Krieg und das »Eurasische Magazin« / Von Martin SCHMIDT



Nicht nur den Waldauern ist
er schon seit Jahren be-
kannt, der Künstler Andrej

Barinow aus Waldau. Aparte
Schmuckstücke aus Holz und Bern-
stein waren einst ein Geheimtipp
bei den bundesdeutschen Besuche-
rinnen, die Broschen, Anhänger und
Armreifen von hohem kunstgewerb-
lichen Niveau mitbrachten. Leider
sind diese begehrten Teile nicht
mehr zu  haben; Andrej Barinow hat
diese Periode in seinem Schaffen
zur Vergangenheit erklärt, ungeach-
tet des Gewinns, der ihm sicher wä-
re. „Ich brauche stets etwas Neues,
eine Herausforderung!“ lautet hier-
für seine Begründung. „Routine ist
keine künstlerische Arbeit!“

Sein Atelier hat er im oberen Teil
der Waldauer Landwirtschaftsschu-
le, dem Gebäude, das vor der Flucht
und Vertreibung das Lehrerseminar
beherbergt hatte. Hier stehen auch
seine bisher größten Arbeiten: Holz-
figuren, aus dem Baumstamm her-
ausgemeißelt. Sie stellen vorwie-
gend russische Märchenmotive dar.
„Bäume wohnen neben uns. Sie
sind unersetzlich. Sie teilen mit uns
ihre Blätter, ihre Früchte. Wie wir
kennen sie den Wert des Lebens, Ju-
gend und Alter. Und wir machen
uns oft keine Gedanken, wenn wir
sie ausnutzen!“ Holz ist, nach diesen
Worten Barinows, also kein „Mate-
rial“, sondern ein lebendiger Part-
ner.

Eine ostpreußische Naturverbun-
denheit spricht aus diesen Überle-
gungen. Und Ostpreußen ist auch
die Heimat Andrej Barinows. Er
wurde 1950 in Rogahnen im Kirch-
spiel Heiligenwalde, zirka 20 Kilo-
meter östlich von Königsberg, gebo-
ren. Vater und Mutter waren Lehrer,
der Vater konnte auf 35 Jahre und
die Mutter sogar auf 43 Jahre Lehr-
tätigkeit zurückblicken. Das muß
den Sohn geprägt haben. Er besuch-
te die Grundschule, die es damals
noch in Rogahnen gab, dann die
weiterführende Schule in Tapiau,
studierte in Königsberg und wurde
Grundschullehrer. Als Sportlehrer
arbeitete er in Heiligenwalde, später
in Waldau, und dann gab es eine
Zeit im Norden am Ufer des Weißen
Meeres in der Nähe von Archan-
gelsk. Doch er kehrte in seine Hei-
mat zurück, richtete sich in Waldau
ein und arbeitet heute an der land-
wirtschaftlichen Fachschule. 

Das Kunststudium lief nebenbei,
aus Interesse. Die Holzschnitzerei
habe sich von selbst ergeben, erfah-
ren die Besucher seines Ateliers,
die Figuren aller Größen, Vögel,
Kästchen, Kerzenleuchter und
Wandteller bewundern können. Die
kleinen Kunstwerke, wie beispiels-
weise ein Vogel-Ensemble, das wie
eine große „Unruh“ aussieht, kann
man auch kaufen; die großen Figu-
ren aus den Baumstämmen sind
allerdings unverkäuflich. Sie wur-
den im Oktober 2000 in Königsberg
ausgestellt und sollen in eine eigene
Galerie kommen.

Mit Schnitzarbeiten fing die
künstlerische Tätigkeit an, dann
kam eines Tages ein Journalist mit
einem Tisch aus der Zeit vor der
russischen Besetzung, dem ein
Bein fehlte. Andrej Barinow restau-
rierte das alte Stück, und sein
Interesse an alten Möbeln war ge-
weckt. Er machte sich auf die Su-
che, fand alte deutsche Möbel als
Sperrmüll auf der Straße, annon-
cierte, ob jemand alte Möbel los-
werden wollte, kaufte kaum etwas,
sondern nahm nur Stücke in
schlechtem Zustand. Er studierte

Einrichtungsstile und Restaurie-
rungstechniken.

Wenn man sein Haus betritt, fühlt
man sich wie in einem kleinen Mu-
seum. Ein Eßzimmerbuffet, ein Ver-
tiko, ein Dielenschrank sind als
deutsche Möbel aus der Zeit vor
dem Ersten Weltkrieg erkennbar.
Das Schlafzimmer sieht aus wie ein
Kabinett in einem Schloß. Im Ate-
lier stehen noch weitere Möbel,
ganz oder teilweise restauriert, und
auf den Fluren der Fachschule
ebenfalls. Andrej Barinow hat näm-
lich große Pläne: er will ein Mu-

seum einrichten. In der ersten Ab-
teilung soll die Geschichte des
Waldauer Schlosses dargestellt
werden. Er hat sich Stiche aus dem
Archiv in Königberg von dem Ar-
chivar Anatolij Bachtin, der sich
um die Geschichte der Kirchen im
nördlichen Ostpreußen verdient
gemacht hat, und aus dem Museum
Königsberg in Duisburg beschafft.
Die zweite Abteilung soll Peter dem
Großen gewidmet sein. Dreimal be-
suchte Zar Peter Königsberg, 1711,
1712 und 1713, und stets war auch
das Schloß in Waldau Aufenthalts-
ort oder sogar Übernachtungsstät-
te. Außerdem war es ab 1525 Resi-
denz von Herzog Albrecht. Später
waren zeitweise die Grafen Dön-
hoff Besitzer, so die Recherche-
ergebnisse von Andrej Barinow.
Er will mit Puppen und Möbeln
e in Demirama
einrichten, ein
Zimmer, in das
man durch einen
S p a l t h i n e i n -
schaut und alles
halb so groß wie
in Wirklichkeit
e r b l i c k t , u n d
zwar aus der Zeit von Peter dem
Großen. Die dritte Abteilung soll
dem Freiheitsdichter Maximilian
von Schenckendorff aus Tilsit ge-
widmet sein, der im Schloß von
Waldau seine bei einem Duell
durchschossene Hand heilte. In ei-
ner vierten Abteilung soll die Ge-
schichte Waldaus präsentiert wer-
den, das 2004 ein großes Jubiläum
feiern wird. In einer fünften Abtei-
lung soll der Zweite Weltkrieg dar-
gestellt werden, die Vertreibung
der Deutschen, der Zustand der
Gegend danach, die Neubesiedlung
durch die Russen.

Das Museum ist sein großes Etap-
penziel. Ohne die Hilfe der Deut-
schen geht es nicht, und hier fällt
wieder der Name Willi Skulimma.
Wieder hat Willi – so nennt ihn nun
einmal jeder in der Gegend – eine

ansehnliche Gruppe deutscher Tou-
risten gebracht, wieder hat er seiner
Gruppe die neuesten Renovierun-
gen im Kinderhort in Waldau vor-
führen können, und auf der Terras-
se eines kleinen Restaurants wurde
die Reisegruppe bewirtet. Junge
Leute haben dieses Restaurant auf-
gemacht und wollen, mit Billard-
Tisch und Bar im Keller, vor allem
ein jüngeres Publikum anziehen.
Der Besuch der rund 40 deutschen
Touristen war eine hübsche Hilfe
für das junge Unternehmen. 

Für Andrej Barinow übernimmt
Willi Kurierdienste. Im Herbst
brachte er aus Duisburg wichtige
Unterlagen mit. Die Zusammenar-
beit der Waldauer funktioniert be-
stens.

Wo soll das Museum sein? Eine
berechtigte Frage, auf die Georg Ar-
temjew, Schulleiter aus Heiligen-
walde, eine gute Antwort hat. „Wozu
haben wir die Kirche?“ Die Kirche
von Heiligenwalde, die am besten
erhaltene Dorfkirche des Gebiets,
ist endlich an die Schule von Heili-
genwalde übergegangen. Die Re-
staurierungsarbeiten laufen an. Ge-
org Artemjew, Vorsitzender des
russischen Vereins zur Erhaltung
der Kirche in Heiligenwalde, kann
auf einen schönen Erfolg, aber auch
auf ein hartes Stück Arbeit zurück-
blicken. Mitunter möchte er den
Staffelstab weitergeben; ein zehn-
jähriger Kampf mit den Behörden
reibt auf. Aber als Germanist und
hauseigener Dolmetscher ist er für
den deutschen Verein zur Erhaltung
der Kirche unentbehrlich, verfügt
er doch auch über die größte Sach-
kompetenz. In Heiligenwalde ver-
läuft die Zusammenarbeit zwischen
Deutschen und Russen genauso gut
wie in Waldau; in zehn Jahren hat
sich eine Freundschaft mit familiä-
rer Prägung entwickelt.

Doch nicht nur Meister des
Kunstgewerbes hat Waldau zu bie-
ten. Als Beispiel sei hier der Schrift-
steller Georg Artemjew genannt.
Seine erste Novelle „Susannenthal“,
erschienen im „Verlag Heiligenwal-
de“, verarbeitet eine alte deutsche
Sage zu einer spannenden Liebes-
geschichte um 1600. Eine weitere
Erzählung, „Der große Jäger“, spielt
im hohen Norden, wo Georg Ar-
temjew, der aus Sibirien stammt
und seit 14 Jahren im Königsberger
Gebiet lebt, eine Zeitlang als Jour-
nalist tätig war. Eine interessierte
Leserschaft wartet bereits auf seine
nächsten Veröffentlichungen.

Und noch eine Künstlerpersön-
lichkeit hat Waldau zu bieten. Va-

lentina Barinowa
malt, ohne es je
gelernt zu haben.
Ihre natürliche
Begabung ent-
deckte sie, als
das Ehepaar Ba-
rinow im Norden
lebte und die lan-

gen Nächte ausgefüllt werden muß-
ten. Nun kann sie ganze Ausstel-
lungen mit ihren kunstvoll be-
malten Dosen, Tellern und Figuren
bestücken, die natürlich auch be-
liebte Andenken bei den Touristen
sind. Auch ihre Bilder finden An-
klang.

Eine besondere Kunst im Hause
Barinow darf nicht unerwähnt blei-
ben. Es ist die Kunst der besonde-
ren kulinarischen Genüsse, die es
in dieser Region immer gab und
auch heute noch gibt. Barinows ha-
ben zwei Kühe, und den Gästen
werden selbstgemachte Butter und
selbstgemachter Käse angeboten.
Daß Butter und Käse aus der Milch
von Kühen, die das Gras der Pre-
gelwiesen gefressen haben, am be-
sten schmecken, ist natürlich keine
Frage. ■

WALDAUER KÜNSTLER PLANT MUSEUM
Bärbel BEUTNER über den russischen Ostpreußen Andrej Barinow und seine Projekte

Seit dem Beginn dieses Jahres
können Bewohner des Königs-

berger Gebiets mit einem langfristi-
gen, kostenlosen Visum nach Litau-
en einreisen, das ihnen von
litauischen Konsulaten ausgestellt
wird. Eine analoge Regelung ist
auch für litauische Bürger vorgese-
hen, die das Königsberger Gebiet
besuchen wollen. Dies teilte der Di-
rektor der litauischen Konsularab-
teilung, Giadiminas Schiaudvitis,
mit. Er erklärte, daß damit ein
„Kompromiß zwischen Wilna und
Moskau in der Transitfrage“ gefun-
den sei. 

Nach den Worten des Diplomaten
wird ab dem 1. Juli dieses Jahres für
die russischen Transitreisenden durch
litauisches Territorium eine neue Re-
gelung auf der Grundlage vereinfach-
ter Transitdokumente (FTD) einge-
führt. Zur Zeit würden die
technischen Probleme für diese Lö-
sung noch erörtert, erklärte Schiaud-
vitis. Bei den Anfang Dezember in
Moskau geführten litauisch-russi-
schen Verhandlungen wurde dem
entsprechenden Vertragsentwurf über
beiderseitige Reisen auf Regierungs-
ebene zugestimmt. Der Vertreter des

litauischen Außenministeriums äu-
ßerte die Hoffnung, daß das Doku-
ment in Kürze unterzeichnet werde. 

Durch die Vereinbarung würden
die Bedingungen der Visumrege-
lung festgehalten und die verein-
fachte Ausgabe langfristiger kosten-
loser Visa an „Vielreisende“ beider
Länder beschlossen. Kostenlose Vi-
sa sollen auch Personen erhalten,
die aus kulturellen oder sportlichen
Anlässen die Reise antreten wollen,
Invaliden, die das 60. Lebensjahr er-
reicht haben, sowie Menschen, die
die Gräber von Verwandten und Na-
hestehenden besuchen wollen.

Während Politiker beider Länder
noch die Bedingungen der Transit-
reisen verhandeln, haben sich be-
reits die Grenzbeamten der litaui-
schen und der Königsberger Seite
über die Zusammenarbeit bei der
Grenzabfertigung bei einem Treffen
ausgetauscht sowie über die bevor-
stehenden Änderungen für den
Transit von Personen und Gütern
durch litauisches Territorium und
die Auswirkung auf ihre tägliche Ar-
beit beraten. 

MMaannuueellaa RRoosseenntthhaall--KKaappppii

NNNNOOOOTTTTIIIIEEEERRRRTTTT
»JANTAR« AKTIV

Die Schiffsbauwerft „Jantar“ in
Königsberg hat dieser Tage den
Rumpf eines großen Tankschiffes
fertiggestellt und ausgeliefert. Der
Auftraggeber ist ein Unternehmen
aus den Niederlanden. Laut einer
Meldung der Nachrichtenagentur
„Nowosti“ hat die Werft in diesem
Jahr aufgrund hoher Qualitätsstan-
dards und korrekter Auftragserfül-
lung viele Bestellungen aus dem
Ausland erhalten. Gegenwärtig sind
die Schiffsbauer mit der Herstellung
von Yachten für Auftraggeber aus
der Bundesrepublik Deutschland
beschäftigt. Für Skandinavien haben
die Königsberger Frachtschiffe so-
wie Motorboote für den Küsten-
schutz gebaut. Für dieses Jahr hat
die norwegische Firma „Vikscand-
vik“ den Bau von vier Großfische-
rei-Booten in Auftrag gegeben. Be-
reits im vergangenen Jahr hatte die
Königsberger Werft drei arktistaug-
liche Trawler gebaut. MMRRKK

DER ADLER MUSS WEG

Von dem Gebäude des Bürgermei-
steramtes in Königsberg muß das
Wappen der Russischen Föderation
entfernt werden. Diese Anordnung
erließ die städtische Staatsanwalt-
schaft. In ihrer Erklärung heißt es,
daß die Behörde das Bundesgesetz
„Über staatliche Wappen der Russi-
schen Föderation“ grob verletzt ha-
be. Laut Gesetz dürfen weder Bür-
germeisteramt noch Verwaltung das
Staatswappen verwenden. Der gol-
dene Doppelkopfadler auf rotem
Grund war im letzten Mai am Ge-
bäude angebracht worden; auf diese
Weise wollte die Behörde die Zuge-
hörigkeit der Stadt zur Russischen
Föderation zum Ausdruck bringen.
Wie der Pressedienst des Bürger-
meisteramts erklärte, könne von ei-
ner Gesetzesverletzung keine Rede
sein, da es sich um einen völlig un-
wissentlichen Gesetzesbruch ge-
handelt habe. MMRRKK
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ANDREJ BARINOW IST NUR

EINER VON DIVERSEN

KÜNSTLERN IN DER REGION

Andrej Barinow: Holz ist für den Künstler kein „Material“, sondern ein le-
bendiger Partner Foto: Beutner

Staatswappen der Russischen Fö-
deration: Seit einem Erlaß seines
Präsidenten Boris Jelzin vom 30. No-
vember 1993 führt Rußland wieder
wie in der Zarenzeit und wie die
Bundesrepublik Deutschland den ur-
sprünglich römischen Adler im Wap-
pen, denn wie die römisch-deut-
schen Kaiser sahen sich auch die
russischen Zaren in der Nachfolge
der römischen Cäsaren, wobei die
Zaren im Gegensatz zu den Kaisern
ihren Anspruch über die östliche
Hälfte des Römischen Reiches (By-
zanz) herleiteten. Darstellung:

Russische Föderation

KONSULAT ERÖFFNET

Selbst das südeuropäische Grie-
chenland hat jetzt im nördlichen
Ostpreußen eine konsularische Ver-
tretung. Die Eröffnung des Konsulats
fand in Anwesenheit des Außeror-
dentlichen Botschafters der Repu-
blik Griechenland in der Russischen
Föderation, Dimitrios Paraskevopu-
los, statt. Der Vorsitzende des Di-
rektorenrates der Kraftfahrzeug-
montagefirma „Avtotor“, Wladimir
Stscherbakow, wurde zum Honorar-
konsul ernannt.

KOSTENLOSE VISA
Neue russisch-litauische Transitregelung in Kraft
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I n Teil I seiner Thesen (Folge 3,
Seite 3) hatte Uwe Greve die Kri-
se Deutschlands beschrieben so-

wie bereits Lösungsansätze für die
Familienpolitik skizziert. Im zweiten
Abschnitt geht er auf weitere, zentra-
le Problemfelder ein.

Bevölkerungspolitisch:  

– Das übersiedelte Deutschland
braucht keine Masseneinwande-
rung. Wenn hier in einigen Jahr-
zehnten ein paar Millionen Men-
schen weniger leben würden,
wäre dies keine demographische
Katastrophe.

– Wahrscheinlich wird die ideo-
logiegeprägte Frauenbewegung
zur Kinderlosigkeit schon in der
nächsten Generation überwun-
den sein. 

– Die Entwicklung Deutsch-
lands zu einer multiethnischen Ge-
sellschaft muß konsequent einge-
dämmt werden. Alle historischen
und gegenwärtigen Erfahrungen
zeigen, daß solche Gesellschaften
insbesondere dann zu permanten
Konflikten – bis hin zum Bürger-
krieg – neigen, wenn die Zuwan-
derergruppen aus fernen Kultu-
ren kommen. Vorrang vor jeder
weiteren Zuwanderung muß die
Integration bereits hier lebender
Ausländer haben. Wenn über-
haupt Einwanderung ins Auge
gefaßt wird, sollte sie sich strikt
daran orientieren, unserer Kultur
nahestehenden Menschen in
Deutschland eine Chance zu ge-
ben. 

Bildungspolitisch:  

– Die Bildungsexperimente und
-nivellierungen der 68er Genera-
tion als bedeutendste Ursache der
Bildungskrise müssen überwun-
den werden. Unsere Bildung
braucht Kontinuität auf der Basis
bester bürgerlicher Bil-
dungstradition, verbun-
den mit modernen Er-
kenntnissen  n icht -
ideologiegebundener Er-
ziehungswissenschaft
und dem Einsatz neuer
Medien. Den grundle-
genden Kulturtechniken
Lesen, Schreiben, Rechnen ist
wieder – insbesondere in den er-
sten Schuljahren – höchste Prio-
rität einzuräumen.

– Schule muß Freude an Lei-
stung vermitteln und Leistung
fordern. Überfällig ist ein klares
„Ja“ zur Elitenbildung (Hochbe-
gabtenförderung). Strikt sollte
aber darauf geachtet werden, daß
neue Eliten kraft Leistung und
nicht kraft Amtes oder Herkunft
entstehen. 

– In allen Bildungsinstituten
von der Grundschule bis zur Uni-
versität darf nicht allein gebildet,
sondern sollte auch wieder
ethisch-moralische Werterzie-
hung und Charakterbildung be-
trieben werden. Dem Religions-

unterricht hat im Fächerkanon ein
fester Platz zu gehören, ebenso
muß musische Bildung aufgewer-
tet werden.

– Die Haupt- und Realschulen
bedürfen in den meisten Bundes-
ländern einer Aufwertung durch
eindeutig festgelegte Leistungs-
kriterien und vergleichbare Ab-
schlußprüfungen. Hohe Abitu-
rientenzahlen dürfen nicht über
die Verringerung der Ansprüche,
sondern nur über die Stärkung
der Bildungsmotivation und eine
bessere Präsentation des Stoffes
erreicht werden. Zwölf Schuljahre
reichen zu einem qualifizierten
Abitur.

– In vielen Bundesländern be-
darf es eines neuen Geschichts-
unterrichts, der die Hauptlinien
der lokalen, regionalen, deut-
schen, europäischen und Weltge-
schichte umfaßt. In bezug auf die
deutsche Geschichte gilt es, end-
lich wieder die herausragenden
Leistungen vergangener Jahrhun-
derte herauszukehren und nicht
nur die verfehlten Epochen. Eine
Jugend, die nicht weiß, woher sie
kommt, weiß auch nicht, wohin
sie gehen soll, und ist leichter
ideologisch manipulierbar.

– Was die berufliche Ausbil-
dung angeht, ist die „duale Aus-
bildung“ so weiterzuentwickeln,
daß die betriebliche Ausbildung
gestärkt wird, ohne die schulische
zu schwächen.

– Mehr dseutsche Hochschulen
müssen wieder erste Adressen für
Lehre und Forschung werden.
Dazu gilt es, den Wettbewerb
zwischen den Universitäten zu
stärken und auch hier klare Lei-
stungskriterien zu setzen. Hoch-
schulen sollten ihre Studierenden
selbst auswählen können.

Wirtschaftspolitisch:  

– Der Globalisierung der Märk-
te durch die Großkonzerne muß
die Stärkung der mittelständi-
schen lokalen und regionalen
Wirtschaftskräfte und -kreisläufe
entgegengestellt werden. Wirt-
schaftspolitik hat vor allem Mit-
telstands-, nicht Konzernpolitik
zu sein. 

– Die starren, an florierenden
Großbetrieben gemessenen Tarife
sind durch von Betrieb zu Betrieb
unterschiedliche, individuelle
und flexible Vereinbarungen zu
ersetzen. 

– Das Genossenschaftswesen
als klassische Form der Koopera-
tion ist zu fördern und zu stärken. 

– Nur die
Senkung der
Lohnneben-
kosten kann
die Schwarzarbeit eindämmen. 

– Die Belastungen von Unter-
nehmen mit Statistiken, Meldun-
gen und anderen Diensten für die
Verwaltung müssen verringert
werden. 

– Privaten Elite-Universitäten
ist mehr Hilfestellung zu geben
und Aufmerksamkeit zu widmen.  

– Wirtschaftsstudiengänge sind
verstärkt an zukünftiger Selbstän-
digkeit zu orientieren, und weni-
ger an Tätigkeiten in Konzernen. 

– Zügig sind alle Subventionen
abzubauen, die nicht als Anschub
für Unternehmensgrün-
dungen oder zur Auf-
rechterhaltung einer le-
benswichtigen Versor-
g u n g s b a s i s  d i e n e n
(Landwirtschaft, Ener-
gie, Verteidigung). 

– Einnahmen aus Pa-
tenten sollten steuerlich begün-
stigt werden. 

– Die Landwirtschaft mit ihren
verschiedenen Funktionen – Er-
zeugung wohnortnaher gesunder
Lebensmittel, Landschaftspflege,
Erhaltung des ländlichen Kultur-
und Lebensraumes – gehört zum
Teil in nationale Hände zurückge-
führt. Die regionalen Unterschie-
de in Europa sind zu groß, als daß
eine vernunftgebundene und fi-
nanzierbare Landwirtschaftspoli-
tik allein von Brüssel aus gelenkt
werden könnte. 

Finanzpolitisch:

– Deutschland muß aufhören,
sich überall in der Welt als „rei-

ches Land“ darzustellen.
Unser heutiger Wohl-
stand geht auf Kosten
kommender Generatio-
nen. Die schon in Preu-
ßen so bewährte Tugend
des Sparens sollte
wiederentdeckt und von
den Staatsorganen vorge-

lebt werden.

– Die Ausgabestrukturen der
kommunalen und Landeshaus-
halte sowie des Bundeshaushaltes
müssen so saniert werden, daß
die konsumtiven Ausgaben ver-
ringert und die investiven Ausga-
ben erhöht werden.

– Den Rechnungshöfen in Län-
dern und Bund ist mehr Einfluß
auf die Haushalte einzuräumen.
Dem Volke ist endlich die volle
Wahrheit über die Finanzsitua-
tion von Gemeinden, Kreisen,
Ländern und Bund offen darzu-
stellen, damit Parteien, die im
Wahlkampf Unmögliches ver-
sprechen, sich selbst der Unlau-
terheit bzw. Lächerlichkeit preis-
geben.

Sozialpolitisch:

– Das soziale Netz hat sich auf
diejenigen zu konzentrieren, die
keiner Arbeit nachgehen können
(Kinder, Kranke, Invalide, Senio-
ren). Es kann nicht immer mehr
unberechtigte Asylbewerber, Ar-
mutswanderer und Arbeitsunwil-
lige mittragen, ohne zu reißen.
Gesunde Sozialhilfeempfänger
sollten verstärkt zu gemeinnützi-
gen Arbeiten herangezogen wer-
den können. Für gesunde Arbeits-
lose sollte das Gebot gelten, auch
Arbeiten annehmen zu müssen,
die nicht ihrem Ausbildungsni-
veau oder ihrer letzten Tätigkeit
entsprechen. 

– Das Abstandsgebot zwischen
Lohn und Sozialhilfe muß er-
weitert und praktiziert werden. 

Außen- und
entwicklungspolitisch:  

– Enge außenpolitische Partner-
schaft mit den USA und der Wille
zur Erhaltung unserer deutschen
und abendländischen Kultur und
Eigenart dürfen nicht länger als
Widerspruch empfunden wer-
den. 

– Der Einfluß der Parteien auf
die Diplomatie macht diese zum
Spielball parteipolitischer Interes-
sen. Botschafter und Mitarbeiter
des Auswärtigen Dienstes sollten
deshalb keiner Partei angehören,
sondern nur dem Wohle Deutsch-
lands verpflichtet sein. 

– Entwicklungshilfe sollte
grundsätzlich auf das Prinzip
„Hilfe zur Selbsthilfe“ beschränkt
werden. Entwicklungsländern,
die an Nuklearwaffen oder che-
mischen oder biologischen Waf-
fen arbeiten, sollte jede Unterstüt-
zung entzogen werden. Reine
Finanzhilfen stärken fast immer
nur korrupte Regime und sollten
deshalb als entwicklungspoliti-
sches Mittel ausgeschlossen wer-
den. Für Länder mit hohem
Bevölkerungswachstum sollten
Entwicklungsprogramme grund-
sätzlich mit Geburtenbegren-
zungsprogrammen verbunden
werden. 

– Die Auslandsarbeit der Goe-
the-Institute ist wieder verstärkt
auf die Verbreitung der deutschen
Sprache und die Präsenz unserer
gewachsen Kultur auszurichten. 

– Die deutsche Außenpolitik
sollte dafür Sorge tragen, daß
die Uno-Feindstaatenklauseln,

die Deutschland noch immer dis-
kriminieren, endlich ersatzlos ge-
strichen werden. 

– Fernseh- und Rundfunkan-
stalten – insbesondere die priva-
ten – sind auf ethisch-moralische
Grundpositionen zu verpflichten.
Bei wiederholter Mißachtung
ethischer Grundnormen sollte Li-
zenzentzug möglich werden. 

– Durch geeignete Gesetze soll-
te einer weiteren Medienkonzen-
tration im Bereich der Verlage
und Printmedien vorgebeugt
werden, welche die Meinungs-
vielfalt in Deutschland immer
mehr in Frage stellt. 

Europapolitisch:  

– Wenn der europäi-
sche Staatenverbund
(EU) auf die Dauer funk-
tionieren soll, müssen
seine zentralistischen
Tendenzen beseitigt und

das Prinzip der Subsidiarität kon-
sequent angewandt werden. Eu-
ropa darf kein Ersatz für die an-
geblich nach Meinung der 68er
Generation und der Globalisierer
überholte Nation sein, sondern
ein Glied in der Kette: Individu-
um – Familie – Heimat – Nation –
Europa – weltweite humanisti-
sche Verpflichtung. 

– Wo gemeinsame Standards in
der Europäischen Union unver-
zichtbar sind, darf nicht das
Mittelmaß, sondern muß der
höchste Standard zum gemeinsa-
men Maß erhoben werden. 

– Deutschland als bevölke-
rungsreichstes Land Europas und
bedeutendster Netto-Zahler der
EU hat ein Anrecht darauf, daß
auch Deutsch neben Amts- auch
Arbeits- und Verkehrssprache der
EU wird. Dieses Anrecht muß
endlich durchgesetzt werden. 

– Die Verbindung zu Rußland
und zur Ukraine darf durch unse-
re Europa-Politik nicht vernach-
lässigt werden. Rußland gehört
für die mittlere und ferne Zu-
kunft zu unseren wichtigsten
Handels- und Rohstoffpartnern.  

– Dem Drängen der USA, die
Türkei in die EU aufzunehmen,
darf nicht nachgegeben werden.
Die Türkei ist ein kleinasiatisches
Land mit islamischer Kultur.
Wenn sie zur EU gehörte, hätte
Europa Grenzen mit Iran, Irak
und Syrien. Der Europabegriff
wäre aufgelöst. Für die Zu-
sammenarbeit mit der Türkei
muß eine eigene, spezifische Lö-
sung gesucht werden. 

DAS NETZ REISST
Die dramatische Bestandsaufnahme der Lage Deutsch-
lands und Vorschläge für eine radikale Wende (Teil II)

Das soziale Netz hat sich längst als unbezahlbares Auffangbecken auch für
Arbeitsunwillge entwickelt: IG-Metall Demo gegen „Sozialabbau“ Foto: dpa

Kaum noch jemand traut Rot-Grün
die Lösung der schwersten Krise
seit 1949 zu. Ebenso vermissen die
Deutschen indes klare Alternativen

der Union. Unser Autor, Publizist
und CDU-Politiker, skizziert in drei
Folgen die notwendigen Eckpunkte
einer echten Oppositionspolitik.

Von Uwe GREVE

DEUTSCHLAND MUSS AUFHÖREN, SICH

ÜBERALL IN DER WELT

ALS »REICHES LAND« DARZUSTELLEN

GESUNDE ARBEITSLOSE SOLLTEN AUCH

ARBEITEN ANNEHMEN MÜSSEN, DIE NICHT

IHRER AUSBILDUNG ENTSPRECHEN
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an: Preußischer Mediendienst, Parkallee 86, 20144 Hamburg,

Fax: 040 / 41 40 08 58 Tel: 040 / 41 40 08 27

Menge Titel Preis

Lieferung gegen Rechnung, Versandkostenpauschale a 4,– / Auslandslieferung gegen
Vorkasse, es werden die tatsächlich entstehenden Portogebühren berechnet.
Videofilme, CDs und MCs sind vom Umtausch ausgeschlossen.

Vorname Name

Straße, Nr.

PLZ, Ort

Ort, Datum

Tel.

3/2003

Unterschrift

Die große Flucht
Die beiden herausragenden
Berichte „Es begann an der
Weichsel“ und „Das Ende an
der Elbe“ jetzt in einer über-
arbeiteten Sonderausgabe

Geb. 512 S. Nur aaaaa 7,95

Wie ich zu meiner
Heimat stehe

Erstmals liegen nun
feuilletonistische

Texte und Gedichte von
 Agnes Miegel vor.

Geb. 311 S. aaaaa 20,50

Schatzkästchen
Ostpreußen

Die schönsten
Filme über Ost-

preußen aus den
Jahren 1925 bis

1945 in der
Originalbild- und

Tonfassung.
3 VHS-Cassetten

mit je ca. 65
Minuten Laufzeit.

a a a a a 45,95
Eine einmalige Video-Edition

über Ostpreußen

Nemmersdorf 1944
Der Ort, der zum Symbol für Kriegs-
greuel der Roten Armee wurde: Tat-
ort eines Verbrechens, das damals
zahlreiche Frauen, Kinder und Grei-
se das Leben gekostet hat. Was in
jenen Oktobertagen wirklich geschah,
schildert dieser Film mit bislang un-
bekannten Augenzeugenberichten
und Dokumenten

Video, ca. 56 Min. aaaaa 21,00

Die Wahrheit über ein
sowjetisches Kriegsverbrechen

VIDEO

NEU

Der neue Knüller von Polarfilm

Lieder für Ostpreußen CD aaaaa 14,30

BernStein´s neue CD
Erstmalig vorgestellt auf dem

DEUTSCHLANDTREFFEN 2002

Nach der
Heimat zieht´s
mich wieder
Traumreise
Annas Flucht
Ostpr. Reiterlied
Vaters Heimat
Masurenlied
OstpreußenliedOstpreußen – Wegweiser

 Der unerläßliche Führer
informiert in mehr als 500

Beiträgen über Ostpreußen
und seine Landschaften.

Geb. 344 S. aaaaa 12,95

Ostpreußen –
Reise in ein

fremd-
gewordenes

Land

Deutsche Normalbürger 1933-1945
Die erste systematische Erhe-
bung der Reaktionen deutscher
Normalbürger auf Sachverhalte
und Ereignisse der NS-Zeit.

Geb. 223 S. aaaaa 15,50

Das
Bernsteinzimmer

Ende einer
Legende

Das Bernstein-
zimmer

ein ungelöstes
Rätsel.

Eine spannende
Dokumentation von

Maurice Philip
Remy

Video aaaaa 21,00

Zogen einst fünf wilde
Schwäne ...

Ännchen von Tharau …
Eine Auswahl der schönsten

ostpreußischen Lieder
Ltg. Eike Funck

CD aaaaa 15,90

Märchen aus dem
Bernsteinland

Gesammelt und erzählt
von Ruth Geede

CD aaaaa 14,90

Das
Geheimnis des
Bernsteinzimmers
Heinz Schön lüftet
das Geheimnis um
den in Königsberg
verschollenen
Zarenschatz.
Geb. 255 S. aaaaa 26,00

JETZT

NEU

Eine Filmreise durch das
Ostpreußen von heute

Video aaaaa 21,00

Das aktuelle
Video von

Karla-Sigrun
Neuhaus

VID
EO

Stöckchen-
Hiebe
Kindheit in
Deutschland.
Die Jahre
1914–1933
Kart. 347 S.
aaaaa 18,90

Täglich Krieg
41 Geschichten und

Berichte aus den
Kriegsjahren 1939–1945

in Deutschland.
Kart. 362 S. aaaaa 18,90

Schlüssel-
Kinder

Kindheit in
Deutschland.

Die Jahre
1950–1960
Kart. 332 S.

aaaaa 18,90

Tod eines Kritikers
Eine deftige, geistreiche Satire
auf den deutschen Literatur-

Zirkus, die ihre „eigene
Verdammung voraussagt“

Geb. 218 S. aaaaa 19,90

 Agnes Miegel
Gisela Limmer von Massow

spricht Gedichte und
Balladen von Agnes Miegel

CD aaaaa 15,50

Aus der Reihe ZEITGUT
Zeitzeugen berichten

Masuren
Dieses Buch, mit seinen vielen
großformatigen Farbfotos, lädt
zu einer gedanklichen Reise

nach Masuren ein.
Geb. 224 S. aaaaa 39,90

Ganz allein
Die Kriegsgeschichte eines

kleinen Mädchens, sie flüchtet
auf sich alleingestellt aus

Königsberg
Kart. aaaaa 12,20

Ganz allein II
Sabrina ist nun in Berlin und

auf der Suche nach ihren
Eltern. Wird sie sie finden?

So spannend wie der
erste Teil.

Kart. aaaaa 12,20

Jetzt n
eu

Im Namen des Staates
Waffen, Drogen und schmutziges
Geld sind ihnen nicht fremd: Die
westlichen Geheimdienste ha-
ben in den vergangenen Jahren
kräftig mitgemischt bei Drogen-
handel, Terrorismus und organi-
sierter Kriminalität – Verbrechen,
die sie aber im Namen des Staa-
tes verübten. Der ehemalige
Bundestagsabgeordnete, Bun-
desminister und Staatssekretär
Andreas von Bülow enthüllt in
einer packenden Darstellung die
kriminellen Machenschaften der
Geheimdienste BND, Mossad
und CIA.

TB, 636 S. aaaaa 12,90

Lesen Sie auch den Artikel im
Ostpreußenblatt Folge 22 über
A. v. Bülow: Wer steckt hinter

dem 11. Sept.

Zukunftsmodell
Soziale Marktwirtschaft
Niemand wird bestreiten,
daß die soziale Marktwirt-

schaft bestens geeignet war,
die Menschen nach dem

Zweiten Weltkrieg zu
motivieren. Das gilt auch
noch heute. Dieses Buch

enthält verschiedene
Beiträge vieler Autoren.

TB 271 S. aaaaa 15,50

Mit einem Bericht des
Chefredakteurs des
Ostpreußenblattes

Hans-Jürgen Mahlitz

Vergiß die Zeit der Dornen nicht
Tagebuch eines ostpreußi-
schen MG-Schützen, der auch
das Grauen von
Nemmersdorf erlebte.
Kart. 476 S. aaaaa 21,50

Der Kampf um Ostpreußen
Kriegsnöte in Ostpreußen,

Aufbau der Wehrmacht,
Ostpreußen bis Mitte 1944.

Geb. 227 S. aaaaa 16,00

Vier Werke des
Kulturpreisträgers der Lands-
mannschaft Ostpreußen 2002

Prof. Dr. Dr. Alfred M. de Zayas

Die Wehrmacht-
Untersuchungsstelle
Geb. 501 S. aaaaa 24,90

Die Anglo-Amerika-
ner und die Vertrei-

bung der Deutschen
TB 392 S. aaaaa 14,95

Anmerkungen zur
Vertreibung

TB 228 S. aaaaa 12,27

Der international
renommierte

Jurist
widmet seine
Arbeit dem

Thema Flucht
und

Vertreibung.
Für sein
Schaffen

hat er
mehrere

Auszeichnungen
erhalten.

Jetzt auch den
Kulturpreis der

Landsmann-
schaft Ostpreu-

ßen.

Heimatrecht ist
Menschenrecht

Geb. 294 S. aaaaa 19,90

Die verbotene Wahrheit
Nie offengelegte politische

Verbindungen und Hintergründe
über den 11. September 01.

Geb. 284 S. aaaaa 18,90

Verbotene Trauer
Auch an die deutschen Opfer

muß in Würde gedacht  werden.
Geb. 238 S. a a a a a 19,90
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Wer von den Lesern unse-
rer Wochenzeitung hat
ihn noch gekannt? Ich

meine nicht den Herrn Bolz. Von
dessen Zeitgenossen dürften
kaum noch welche am Leben
sein. Ich meine den Erzähler die-
ser humorvollen Geschichte,
meinen lieben alten Freund und
Jagdgenossen, den Landwirt
Heinz Fuchs, der allen seinen
Freunden und Bekannten wegen
einer ausgesprochenen Bega-
bung, Geschichten zu erzählen,
in bleibender Erinnerung ist. Da-
her bekam er von uns den Spitz-
namen: Erzähler!

Es gibt da so viele ergötzliche
Geschichten, die wirklich wert
wären, der Nachwelt überliefert
zu werden, und so will ich versu-
chen, mit der Geschichte vom
Lehrer Bolz aus Pillupönen einen
Anfang zu machen. 

Zum Ende des Jahrhunderts,
als die ersten Eisenbahnen noch
mit 60 Kilometer Geschwindig-
keit über die Schienenstränge
von Ostpreußen nach Berlin roll-
ten, gab es in einem Dorf in der
Nähe der Rominter Heide einen
Schulmeister namens Bolz. Er
mag der damaligen Zeit etwas
voraus gewesen sein, denn man
wußte über ihn zu berichten, daß
er neben seinem Amt als Schul-
meister und Organist manchmal
auch den Herrn Pfarrer bei der
Sonntagspredigt vertrat und die
Interessen der Lehrerschaft vom
Lande sogar in Versammlungen
und auf Tagungen in der Regie-
rungshauptstadt Königsberg ver-
treten haben soll. Sicher hat er

auch die anderen Eigenschaften
der damaligen ostpreußischen
Schulmeister besessen, nämlich
Bienen zu halten, Meschkinnes,
lies Bärenfang, zu brauen und im
Winter, wenn die Binnenfischer
auf den Seen Masurens die Eisfi-
scherei betrieben, einen Tages-
marsch nicht zu scheuen, um
sich die leckeren Maränen selbst
aus dem Zugnetz zu nehmen.

Also sprach es sich eines Tages
im Dorfe herum, daß der Lehrer
Bolz nach Berlin fahren werde.
Mein Gott, war das ein Ereignis!
De Bolz fahrt noa Berlin! So ging
es im Dorfe von Mund zu Ohr,
selbst der ältesten Weiberchen
bemächtigte sich eine ungeheure
Aufregung und die Schuljungens
vergaßen vor lauter Aufregung,
die Mützen abzunehmen. Es war
ja schon einige Male vorgekom-
men, daß ein strammer junger
Kerl nach Berlin oder Potsdam
eingezogen worden war, um sei-
nen Militärdienst bei einem Gar-
dekavallerieregiment abzulei-
sten. Das war aber nicht so
aufregend, denn der kam wohl
als schmucker Gardeulan oder
Husar nach zwei Jahren mal auf
Urlaub, aber meistens hatten sich
diese Jungens mit ihrem guten
Pferdeverstand dann in Berlin ei-
ne Braut ausgesucht und blieben
nach der dreijährigen Dienstzeit
dann dort hängen. 

Aber der Herr Bolz fuhr ja nur
für eine Woche zu einer Tagung
der Dorfschulmeisterlein nach
Berlin und würde dann wieder
nach Pillupönen kommen und
viel erzählen können. Die Neu-
gierde und Erregung unter den
Bauern war so groß, daß sie be-
schlossen, den Herrn Lehrer
noch einmal vor seiner Abreise
auf ein Bier und einen Bärenfang
in den Dorfkrug zu bitten, um
ihm gute Reise zu wünschen und
ihn ihrer Anteilnahme an diesem
Ereignis zu versichern. Als sie
dann beisammen saßen, fragte
der Szameitat: „Bolz, ware Se ok
dem Kaiser to sehne kriege?“ –
„Na klar“, sagte der Bolz, „ek
foahr doch extra noa Potsdam un
wöll dem Kaiser besöke.“ –
„Mönsch“, sagte da der Bauer
Uschkoreitis: „Denn vertell em
man ok, dat de grote Sechzehn-
ender wedder äwer dat Rominter
Gadder springt on ömmer in
mienem Hoaver steiht. Wenn der
Kaiser Lust häd, denn kunn he
em ut mienem Luchtfönster
schieße.“ Viele Wünsche beglei-
teten also den Lehrer Bolz auf
seiner Reise nach Berlin. Und der
Großbauer Purwien ließ es sich
nicht nehmen, den Schulmeister
nach Gumbinnen an die Bahn zu
fahren. 

Während der Abwesenheit des
Lehrers hatten die Jungens und

Marjellens Heuaustferien. Und
dann kam eine Karte vom Herrn
Bolz aus Berlin, er sei glücklich
angekommen und er käme an ei-
nem bestimmten Tage wieder in
Gumbinnen an. Auch dieses Ge-
rücht ging wie ein Lauffeuer
durchs Dorf. Von den Bauern
wollten nun etliche dem Purwien
nicht gönnen, den Herrn Lehrer
wieder abzuholen, und so ge-
schah es, da einer dem anderen
seine Absicht nicht verraten hat-
te, daß zum Empfang von Herrn
Bolz auf dem Bahnhof in Gum-
binnen eine stattliche Anzahl
von Bauernfuhrwerken aufgefah-
ren war. Bolz soll, um keinem ei-
nen Gram zu bereiten, auf der
Fahrt nach Pillupönen, bei jedem
ein Weilchen auf dem Wagen ge-
sessen haben. Er lehnte es aber
ab, jedem einzelnen seine Erleb-
nisse zu schildern, sondern ver-
sprach, wie auch vor seiner
Verabschiedung, an einem der
nächsten Abende im Dorfkrug al-
len gemeinsam etwas von seiner
Reise zu erzählen.

So trafen sich dann die wacke-
ren Mannen eines Abends wie-
der beim Wirt, bei Grog, Mesch-
kinnes und Bairisch, und Bolz
erzählte. Er berichtete über die
Reise, über die Tagung in Berlin
und über das, was die Bauern na-
türlich am meisten interessierte,
über seinen Besuch beim Kaiser.
„Ja“, sagte der Bolz, „also enet
Doags fohr ök denn noa Potsdam.
Am Schloß verbie käm ök denn
äwerm Marcht dörch de Stadt
noa Sanssouci. Ersch bekigt ök
mi so dem Park e bätke von bute,
on an dem grote Där stunde zwee
Keerls möt schwarte Böxe on wit-
te Gamasche on ohle blaue
Fracks möt blanke Knöp. Wie ök
da so stoah, seggt de ehn to mir:
,Wollen Sie in den Park, mein
Herr?‘ ,Ja‘, säd ök. Da moakt de
so einladende Handbewegung on
säd: ,Na bitte schön mein Herr,
gehen Se man immer gerade aus,
dann kommen Sie zum neuen Pa-
lais.‘ Ök frog em denn, ob de Kai-
ser ok to Hus wör. He säd ja. On
nu ging ök denn ömmer driest on
gottesförchtig de lange Allee
lang. Kinner, ju könne sök gar
nich denke, wie schen dat da
wör. Da stunde äwerall so grote
Poppe, bie de erschte nehm ök
forz dem Hot aff, awer ök söch ja
glieksch, dat de ut Marmor wör.
On de väle Blome, wo doa blög-
de, Mönsch, dat wör schon ene
Pracht. 

Op enmal stund wedder so en
Körl ver mie, möt witte Gama-
sche, on de had noch so lange
schwartwitte Stang möt ene blan-
ke Spötz. Mie wurd wörklich
ganz komisch. He frog mie, wo ök
henn wull. Ök säd em nu, dat ök
dem Kaiser besöke wull on dat
ök ut de Rominter Haid käm. Da

moagd de doch forz e Diener on
säd: ,Bitte schön mein Herr, dann
gehen Sie nur immer geradeaus
bis zum Schloß, da wird Sie dann
schon jemand weiterleiten.‘ Nu
marscherd ök oawer wie e Gene-
ral groatto op dat Schloß los. Wie
ök nu so ömmer neger an de Där
komm, da kömmt doch tatsäch-
lich wedder so eener möt blanke
Knöp on froagt mi, ob ök biem
Kaiser wull. ,Jawoll‘, säd ök. Da
moagd he mi de Där op un säd:
Bitte schön, mein Herr, gehen Sie
bitte durch jene Tür, dann den
Gang entlang und klopfen Sie
dann an die vierte Tür auf der
linken Seite des Ganges.‘ Mön-
sche, ök kann ju dat goar nich
vertelle, wie mi to Mod wär. Alles
Marmor on Spögel on Sölver on
Gold. Nu köm ök an de verde
Där, tog mi de West runder,
wöscht mi dem Bart af on kloppt
an. 

,Herrrein‘, röp da ene Stömm.
Ök moak de Där op on seh, da
hukt de Kaiser oppem Sofa, had e
Bröll op e Näs on lesd Zeitung.
Wie ök denn späder sehne kunn,
dem Pillupöner Grenzboten. De
Kaiser kigd mi denn äwer sein
Bröll an, on op enmal stund he
op on säd: ,Das ist doch der Herr
Bolz aus Pillupönen, nein wie ich
mich freue, Herr Bolz, daß Sie
mich auch mal besuchen kom-
men.‘ He geef mi de Hand on säd,
ök sull mi man hennhucke. Denn
säd he wedder, nein die Freud ok,
denn röp he ganz lut: ,August-
chen, Augustchen, komm doch
bitte mal rein, weißt du, wer uns
besucht?‘ Ach du lieber Gott,
köm da de Kaiserin op mi to: ,Das
ist aber nett, Herr Bolz, daß Sie

auch mal nach uns sehen kom-
men.‘

De Kaiser geef mi en Zigarr on
säd to de Kaiserin: ,Augustchen‘,
säd he, ,hast du nich noch e Topf-
che Kaffee in der Röhre‘, on de
Kaiserin säd: ,Aber natürlich, für
den Herrn Bolz immer.‘ Na ja, on
denn frog de Kaiser, wie et ju al-
le geit, ob dem Uschkoreitis sein
Su wedder elve Farkel hädd, ob
de Uschkoreitis nich dem Haver
stoahne loate kunn för dem
Sechzehnender, on ob ju ok noch
ömmer min Land plögde on noch
väl mehr.

Wie hadde ons nu e ganze Weil
underhole, da säd de Kaiser
denn: ,Na Herr Bolz, dann grü-
ßen Sie bitte alle recht schön und
kommen Sie gut wieder nach
Hause. Im Herbst werde ich ja
wieder in Rominten sein, und
dann seh’n wir uns ja wieder. Um
eins möchte ich Sie noch bitten,
Herr Bolz, singen Sie doch dann
nicht wieder immer dasselbe
Lied mit Ihrer Schule, »Heil Dir
im Siegerkranz«, lehren Sie die
Kinder doch mal ein andres Lied,
meinetwegen »Ich schieß den
Hirsch im wilden Forst« oder was
ähnliches. Na ök säd denn ,Adjöh
Majestät‘ on ging. On nu si ök
wedder hier.“ 

Die Bauern hatten, ohne zu
mucksen, die Geschichte mitan-
gehört. Nun nahm erst jeder mal
einen kräftigen Schluck, und der
Purwien war der erste, der etwas
sagte.  Er sah den Herrn Lehrer
recht mißtrauisch von der Seite
an und man vernahm: „Bolz, ök
glow, du lögst!“ �

Rudolf 
Herrenkind:

Fasanen
im Schnee

DE BOLZ FAHRT NOA BERLIN
Von Rudolf HERRENKIND

Rudolf Herrenkind: Schwarzkittel im Winter

RRuuddoollff HHeerrrreennkkiinndd wurde am 21.
Januar 1897 in Wehlau geboren;
er starb am 16. Juli 1983 in Bor-
desholm. Er schrieb für viele
Jagdzeitschriften, malte und war
ein passionierter Jäger und Falk-
ner, mit seinen Geschichten
konnte er eine ganze Gesellschaft
unterhalten. 

Rudolf Herrenkind arbeitete in
Ostpreußen bei einer Baugesell-
schaft, die hauptsächlich Silos,
die damals aufkamen, errichtete.
Da die Gutsbesitzer ihn kannten,
hatte er „freie Jagd“, was er früh
morgens vor Arbeitsbeginn und
abends nach Dienstschluß wahr-
nahm. Er gerbte selbst das Rohle-
der und arbeitete seine Hand-
schuhe selbst. Im Winter gab es
wegen des Frostes nichts zu bau-
en und sehr wenig Arbeitslosen-
geld. So war Rudolf gezwungen,
unter anderem sein Gewehr ins
Leihhaus zu bringen. Zu seinem
Geburtstag lösten seine Freunde
alles aus und schenkten es ihm.
Seine Geschichten wie etwa „De
Bolz fahrt noa Berlin“ sind in sei-
nem von mir verlegten Buch er-
schienen. Leider aber ist Rudolf
Herrenkind heute kaum noch be-
kannt. Nur seinen Freunden
bleibt er unvergessen. BB.. FF..

VAGABUNDENLIED
Von Toni SCHAWALLER

Halt ein, Vagabund, 
halt ein im Schritt,
nimm dein Herz 
auf die Wanderschaft mit.
Wen der Frühlingssturm 
durch die Lande trägt,
des Herz wohl 
unter der Weste sich regt.

Nur zu, Vagbund, 
der Frühlingswind weht,
wahr dein Herz, 
daß es nicht verlorengeht.
Die Straße ist hart 
und der Weg ist weit,
es hat auch im Frühling 
schon oft geschneit.

Hör zu, Vagabund, 
was der Wind dir erzählt,
du hast ihn dir selbst 
zum Begleiter gewählt.
Er geht vor dir her 
über Straßen und Feld
und singt: „Dem Wandrer 
gehört die Welt!

Ziehst ein in das Städtchen 
durchs alte To,
Vagabund, heb deine Augen
nicht zum Rathaus empor!
Am Fenster im Rathaus 
ein Mägdelein steht,
Vagabund, ich warn’ dich, 
eh es zu spät.

Die Schönste im Städtchen 
steht dort fürwahr,
des Ratsherren Tochter 
hat goldenes Haar.
Die blauen Augen, 
sie leuchten so fromm,
als sagten sie, 
Vagabund, willkomm’!

Geh vorbei, Vagabund, 
verhalt nicht den Schritt,
nimm dein Herze 
auf die Wanderschaft mit.
Des Ratsherren Tochter 
zu hoch für dich hing,
Vagabund, dein Herze 
verlorenging.
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